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I. Kapitel: Zur geschichtlichen Entwicklung 
der Grundrechte und des Grundrechtsscnutzes 

1. Die liechtensteinische Entwicklung 
a) Das Gesetz betreff end die Grundrechte des deutschen Volkes vom 
27. Dezember 1848, verkündet im Reichs-Gesetz-Blatt vom 28. Dezember 
1848, ist wie in anderen Staaten des Deutschen Bundes auch im Fürstentum 
Liechtenstein rechtlich verbindlich geworden.1 Das Gesetz ist von der deut­
schen Nationalversammlung in Frankfurt (Paulskirche), in der 1848 Peter 
Kaiser mitgew irkt hatte und 1849 Karl Schädler mitwirken sollte , ver­
abschiedet und hernach mit Ergänzungen in die Verfassung des deutschen 
Reiches vom 28. März 1849 eingefugt (§§ 130 ff.) worden.2 Diese auch liech­
tensteinischen Grundrechte wurden, nachdem die Reichsverfassung de 
facto bald nach ihrem Erlass gescheitert war,3 durch den Bundesbeschluss 
(sog. Bundesreaktionsbeschluss) vom 23. August 1851 wieder aufgehoben.4 

Die reaktionären Kräfte setzten sich nochmals durch. Beachten wir, dass in 
den Grundrechte-Katalogen der Paulsk irche von den Grundrechten des 
deutschen Volkes die Rede ist, wogegen z. B. in der Französischen Revolu­
tion von den «droits de Vhomme et du citoyen» gesprochen worden war. 

b) In einer liechtensteinischen Verfassung sind Grundrechte erstmals 18625 

niedergelegt unter der Bezeic hnung «Von den allgemeinen Rechten und 
Pflichten der Landesangehörigen». Diese Bezeic hnung entstammt dem 
deutschen Frühkonsti tutionalismus, wörtlich der als Vorb ild dienenden 
Verfassung von Hohenzollern-Sigmaringen von 1833.' Der Begriff 

1 RGBl Nr. 8, vom 28.12.1848. Die Reichsgesetze traten mit der Verkündung im Reichs­
gesetzblatt in Kraft. Der landesrechtlichen Publikation bedurfte es nicht. Vgl. Geiger, 134; 
Huber, Verfassungsgeschichte II, 776, 78 2f.; Kühne, 46ff.; Stern, DI/1,112f. 

2 RGBl Nr. 16, vom 28. 3.1849 (vgl. Huber, Dokume nte I, Nr. 108). Geiger, 125 ff. 
3 Kühne, 47; Stem, HI/1,113. 
4 Huber, Verfassungsgeschichte HI, 134ff.; ders., Dokumente II, Nr. 1 und 2;Kühne, 88f.; 

Stem, m/1,113. 
5 Verfassung vom 29.9. 1862, Zweites Hauptstück (§§ 4 ff.). Vgl. Geiger, 288 ff. Wo in 

dieser Arbeit von Verfassung die Rede ist, ist die Verfassung im formellen Sinn, sind die als 
Verfassung oder als Verfassungsgesetze bezeichneten Gesetze gemeint. 

6 Die Verfassung von Hohenzollern-Sigmaringen ihrerseits geht weitgehend auf die Verfas­
sung von Württemberg von 1819 zurück, wo «Von den allgemeinen Rechts-Verhältnis­
sen der Staats-Bürger» (§§ 19 ff.) die Rede ist. Vgl. Geiger, 271; zur Anlehnung an die Ver­
fassung von Hohenzollern-Sigmaringen auch Press, Volker, Das Fürstentum Liechten­
stein im Rheinbund und im Deutschen Bund (1806-1866), in: LPS 10 (1984), 78,91,94. 
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«Grundrechte» war in der Zeit vor der Paulskirche fremd,7 der Begriff 
«Menschenrechte» - so der deutsche Staatsrechtler Klaus Stern - aus der 
Sicht der Fürsten gefahrlich.8 Sie hatten Angst vor den droits de l'homme 
der Französischen Revolution. «Alle Menschen werden Brüder»! (Ludwig 
van Beethoven 1824).9 Doch Zugeständnisse waren unausweichlich gewor­
den. So wurden in den Verfa ssungen Ausdrücke wie «S taatsbürgerliche 
und politische Rechte» verwendet.10 «Staatsbürgerliche Rechte» sind also 
nicht, wie wir meinen könnten, politische Rechte, sondern allgemein den 
Landesangehörigen zustehende Rechte, Staatsangehörigenrechte. Sie gal­
ten nach der herrschend en Auffassung des Konstitutionalismus bloss als 
Sätze des objektiven Rechts und nicht als subjektive Rechte der Einzelnen." 
Eine Instanz, vor welcher der Einzelne diese Rechte hätte geltend machen 
können, kannte folg erichtig auch die liech tensteinische Ver fassung von 
1862 nicht. Die Wirkun gskraft der objekt iven Rechte war selbst für den 
Gesetzgeber von begrenz ter Bedeutung.12 

c) Bemerkenswert ist, dass auch die geltende Verfassung von 1921 im IV. 
Hauptstück (Art. 28-44) in der frühkonstitutionellen Sprache verb leibt. 
Die Uberschrift zu diesem Hauptstück stimmt wörtlich mit der entspre­
chenden Kapitelüberschrift von 1862 überein: «Von den allgemeinen Rech­
ten und Pflichten der Landesangehörigen». Ebenfalls verwendet die Verfas­
sung von 1921, wie schon diejenige von 1862, den Begriff der «staatsbürger­
lichen Rechte» (Art. 29 und 39). Diesen werden die «politischen Rechte» 
(Art. 39 und neu Art. 29 Abs. 213) gege nübergestellt. Die allgemeinen 
Rechte der Landesangehörigen zerfallen dergestalt in die staatsbürgerlichen 
und die politischen Rechte. Diese sind nicht an das Menschsein geknüpft, 
also nicht auch den Ausl ändern und Staatenlosen zustehend. 

Die beiden Hinweise auf die po litischen Rechte in Art. 29 Abs. 2 und 
Art. 39 geben nur ein ungenügendes Bild darüber, wie sehr 1921 (Wilhelm 
Beck) die politis chen Rechte, in Anlehnung an die Schweiz, aber auch 

7 Kühne, 166; S tem, m/1, 323, 333, 343 f . 
8 Stem, m/1,106ff.; So ist auch in der im übrigen stark vom Ideengut der Französischen 

Revolution beeinflussten belgischen Verfassung vom 7.2.1831 im Titel II die Rede von 
den Belgiern und ihren Rechten («Des Beiges et de leurs d roits»), 

9 Chor in der 9. Sympho nie, aus S chiller, «An die Freude». 
10 Stem, m/1, 107. 
11 Stem, m/1,108. 
12 Stem, ebenda. 
13 LGB1 1984/27. 
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durch Wiederanknüpfen an die eig ene vorabsolutistische, demokratische 
Tradition, und das Demokratieprinzip ausgebaut wurden. Bestimmungen 
darüber finden sich an verschiedenen anderen Stellen der Verfassung, so in 
Art. 214 u nd im V. und VI. Hauptstück (Art. 45 ff.). Seit 1984 stehen die 
politischen Rechte auch den Frauen zu. 15 

Was in der Überschrift zum IV. Hauptstück der Verfassung auffeilt, 
ist die Verbindung von «Rechten und Pflichten». In den einschlägigen Art. 
28-44 kommt das Wort «verpflichtet» (Pflichten) nur zweimal vor. Nach 
Art. 44 ist jed er «Waffenfähige... zur Verte idigung des Vaterlandes ver­
pflichtet». Art. 28 Abs. 3 lautet: 

«Der Aufenthalt innerhalb der Grenzen des Fürstentums verpfl ichtet 
zur Beobachtung der Gesetze desselben und begründet den Schutz nach 
der Verfassung und den übrigen Gesetzen.» 

Wegen Art. 44 allein (Pflicht zur Verteidigung des Vaterlandes) hätte es der 
Überschrift zum IV. Hauptstück der Verfassung schwerlich bedurft. Sind 
die Worte von «den allgemeinen Rechten und Pflichten» in Verbindung mit 
Art. 28 Abs. 3 der Verfassung etwa so zu verstehen, dass der Genuss der 
Rechte auch mit der Einhaltung gewisser gesetzlicher Pflichten zusammen­
hängt? Eine Relativierung der Rechte ist nicht ganz auszuschliessen. Hinzu 
kommt, wie wir im IL Kapitel sehen werden, dass zahlreiche Rechte vage 
formuliert sind. 

d) Auf der anderen Seite ist mit der Inkraftsetzung der Verfassung von 1921 
etwas gescheh en, was die N atur und die Wirksamkeit der Rechte der 
Landesangehörigen im Verhältnis zu früher verändert hat. Aus den Rech­
ten der Landesangehörigen als ob jektiven Anordnungen sin d subjektive 
und gerichtlich durchsetzbare Rechte geworden. Aufgrund von Art. 104 
Abs. 1 der Verfassung ist «zum Schutze der verfassungsmässig gewähr­

14 Die «Staatsgewalt ist im Fürsten und im Volke verankert». Diese Bestimmung erinnert an 
§ 34 des Entwurfes des Verfassungsrates zu einer «Verfassung für das Fürstenthum Liech­
tenstein» von 1848 (P rot, vom 6.9.1848): «Die höchste Gewalt in bezug auf Gesetzge­
bung, Verwaltung und Rechtspflege beruht nach den später folgenden näheren Bestim­
mungen beim Fürsten und Volke vereint.» Dazu Geiger, 107, Anm. 59 f., sowie 94 ff., bes. 
108,267. Bemerkenswert ist, dass Fürst Alois IL in den Konstitutionellen Übergangsbe­
stimmungen vom 7.3.1849 auch zu § 34 des Entwurfs des Verfassungsrates «im wesentli­
chen» seine «volle Zustimmung» aussprach. (In: LPS 10,267 ff. [268]). Vgl. Geiger, 121. 

15 LGBl 1984/27. 

99 



Gerard Batliner 

leisteten Rechte» ein Gerichtshof des öffentlichen Rechtes (Staatsgerichts­
hof) eingerichtet worden. Die Rechte der Landesangehörigen sind seither 
immer als subjektive, gerichtlich durchsetzbare Rechte verstanden worden. 
Seit der Verfassung von 1921 können wir die Grundrechte wi e folgt ein­
teilen: 

verfassungsmässig gewährleistete Rechte (und Pflichten) der 
Landesangehörigen 

staatsbürgerliche Rechte politische Rechte 

Dieses Schema ist, wie wir später (II. Kapitel unten S. 129 f.) sehen werden, 
noch zu verfein ern und zu ergänzen. 

Wegen der inhaltlichen Bindung des Staates an die Grundrechtsgaran­
tien werden diese als Rechtsstaatsgarantien bezeichnet. Grundrechte sind, 
nebst den sozialen Programmvorschriften, wegen ihrer besonderen Nähe 
zum Kernbestand einer gerechten Ordnung Ausdruck des materiellen 
Rechtsstaates. Die Grundrechte setzen der Einflusssphäre des Staates Gren­
zen (Freiheitsrechte), verpfl ichten ihn zu bestimmten Leistungen (z.B. 
Recht auf ordentlic hen Richte r) und gewährleisten die Teilha be an der 
staatlichen Macht (politische Rechte).16 

e) Auch der formelle Rechtsstaatwürde 1921 auf eindrückliche Weise ausge­
baut: Verankerung des Lega litätsprinzips für alle s Verwa ltungshandeln, 
Unterwerfung der Verwaltung unter verwaltungsgerichtliche Kontro lle 

16 Auf Beschränkung der staatlichen Macht zielen auch die Vorschriften über die Entschädi­
gungspflicht bei ungesetzlicher oder unschuldiger Verhaftung oder Verurteilung (Art. 32 
Abs. 3 Verf), über die Amtshaftung allgemein (Art. 109bis Verf), über die Ministeranklage 
(Art. 62 lit. g, Art. 80, Art. 104 Abs. 1 Verf). Schon die alten Mitspracherechte der Stände 
bei der Festsetzung des Staatsbudgets oder der Einführung neuer Steuern (vgl. §§ 11,12 
und 15 der Landständischen Verfassung von 1818, in: LPS10,259 ff.), wofür das Volk auf­
kommen musste, bewirkten eine Bändigung der exekutivischen, monarchischen Macht­
entfaltung (ebenso §§30,40 lit. b, 43,45 Verf 1862 und Art. 62 lit. c, 68 und 69 Verf 1921). 
In einem entsprechenden Sinn dürfte wohl der eigenartig formulierte § 46 von 1862 (wört­
lich in Ar t. 70 der Verfassung 1921 übernommen) zu verste hen sein: dass die mo nar­
chische Exekutive nicht ohne Zustimmung des Landtages über die Aktiven der Landes­
kasse verfü gen darf, was schli esslich neue Ste uerabgaben erforderlich machen kö nnte 
(ähnlich § 69 lit. c der Verfassung Hohenzollern-Sigmaringen 1833). Gleiches gilt für die 
Aufnahme von Dar lehen (§ 47 Ve rf 1862 und Art. 62 lit. d Ver f 1921). 
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(VBI und StGH) und Einführung der sog. Normenkontro lle durch den 
Staatsgerichtshof. Liechtenstein hat sich dabei stark am positivistisch-nor-
mativen Denken der Wiener Schule und am österreichischen Bundes-Ver-
fassungsgesetz vom 1.10.1920 orientiert. Es ist hier nicht möglich, auf die 
österreichische Lehre vom Stufenbau der Rechtsordnung17 in ihren Fein­
heiten einzugehen. Der Hinweis auf einige Elemente muss genügen: 

Der Staat ist Rechtsordnung, die Verfassung - innerstaatlich - ihre 
oberste generell-abstrakte Norm. Von ihr fliesst das Recht sich konkretisie­
rend kaskadenförmig über die Stufen der Gesetze und Verordnungen nie­
der zu den individuell-konkreten Akten der Vollzie hung und Vollstre k-
kung. Auf jeder absteigenden Stufe wird je konkreteres Recht erzeugt, zu­
gleich wird im Ab stieg auf jede r Stufe unter der Verfassung Recht («auf 
Grund») der Vorstufe angewendet. Jede höhere Rechtsstufe ist Grund und 
Bedingung der niedrigeren. Alles staatliche Handeln gelangt so unter das 
gestuft-geordnete Recht Das Recht ist der Staat und der Staat ist das Recht: 
der Staat, die Rechtsordnu ng als ein pyramidenförmiger, logisch-durch­
sichtiger Glaspalast. 

Oberste Norm ist die geschriebene Verfassung. Die Rechtmässigkeit ist 
nicht nur dadurch gefährdet, dass individuell-konkrete Einzelakte im 
Widerspruch zu den Normen stehen oder sich nicht auf Normen abstützen 
können, sondern auch dadurch, dass der Stufenbau d.er Normen (Verord­
nungen, Gesetze, Verfassung) in sich nicht stimmt. Letzter Garant dieser 
Ordnung sind die von der politis chen Gewalt unab hängigen Gerichte. 

Eine erste Massnahme bestand 1921 in der Einfuhrung des umfassenden 
LegalitätsprinzipsEs ist insbesondere, nicht ausschliesslich," in Art. 92 der 

17 Begründet von Adolf Merkl, fortentwickelt von Hans Kelsen in der Reinen Rechtslehre. 
Aus der zahlrächen Literatur hiezu: Stoitzner, Bettina, Die Lehre vom Stufenbau der 
Rechtsordnung, in: Untersuchungen zur Reinen Rechtslehre - Ergebnisse eines Wiener 
Rechtstheoretischen Seminars 1985/86, Hrsg. S. L. Paulson und R. Wal ter, Bd. 11 d er 
Schriftenreihe des Hans Kelsen-Instituts, Wien 1986; Ohlinger, Theo, Der Stufenbau der 
Rechtsordnung, Wien 1975; Walter, Robert, Der Aufbau der Rechtsordnung, 2. A., Wien 
1974. Für Liechtenstein: Kieber, Walter, Fürstentum Liechtenstein, Monarchie - Demo­
kratie - Rechtsstaat, in: Liechtenstein, Grundzüge über Recht und Wirtschaft, Hrsg. Ver­
waltung?- und Pr ivat-Bank AG, 3. A., Vaduz 1976, 9 ff.; vgl. Ber icht und Antrag der 
Regierung an den Landtag zur Schaffung eines Gesetzes über die Ausrichtung von Lan­
dessubventionen (Subventionsgesetz) Nr. 16/1990 vom 12.4.1990, 2, 4. 

18 Schurti, 133ff.; Buchbesprechung, Ritter, Michael, in: L JZ 3/89, 82ff. 
19 Schurti, ebenda. 
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Verfassung verankert - durchaus dem österreichischen Vorbild von Art. 18 
Abs. 1 B-VG20 verwandt (nic ht identisch). Art. 92 Abs. 2 der Verfassung 
lautet: 

«Die gesamte Landesverwaltung überhaupt hat sich innerhalb der 
Schranken der Verfassung und der übrigen Gesetze zu bewegen; auch in 
jenen Angelegenheiten, in welchen das Gesetz der Verwaltung ein freies 
Ermessen einräumt, sind die demselben durch die Gesetze gezogenen 
Grenzen strenge zu beobach ten.» 

Damit wurden mögliche Lücken im gestuften Rechtsstaat geschlossen. Alle 
staatlichen Ein zelakte sind Rechtsa nwendungsakte. Sie müss en sich au f 
vorgegebene Normen, auf Verordnungen oder Gesetze oder direkt auf die 
Verfassung stützen können. Im Bereich des Strafrechts war das Erfordernis 
der Legalität (keine Strafe ohne Gesetz) schon bishe r selbstverständlich, 
und das zivilrechtliche Handeln war dem Gesetz unterw orfen. Neu da­
gegen war die strenge Durchführung des Legalitätsprinzips für die Verwal-
tung. 

Es ist klar: Sollten mit dem früher erwähnten kräftigen Ausbau der poli­
tischen Rechte die Rechte des Volkes als zweitem «Souverän» im Verhält­
nis zum Fürsten verankert oder verstärkt werden, so sollten mit der Errich­
tung des streng durchno rmierten Rechtsstaates etwaige freischwebende, 
exekutivisch-monarchische Kompetenzen unter die Ordnung des Geset­
zes gebracht werden. 

Die zweite Massnahme bildete die Einrichtung der Verwaltungsgerichts­
barkeit durch die Verwaltungsbeschwerde-Instanz (Art. 97 Verl) und für 
besondere Fälle den Staatsgerichtshof (Art. 104 Abs. 2 Verf). Damit waren 
grundsätzlich all e staatl ichen Einzel akte der unabhängigen gerich tlichen 
Kontrolle unterstellt. Zwar ist auch die Verwaltung selbst auf die Legalität 
verpflichtet - aber man traut ihr nicht ganz, weil sie der politischen Gewalt 
angehört. So wurden ihre Akte der Kontrolle durch ein unabhängiges Ver­
waltungsgericht (V BI und in Sonde rfallen StGH) unterworfen, das nun 
neben die tr aditionellen Zivil- und Strafg erichte trat. 

Mit der Verwaltungsbeschwerde-Instanz wird indessen das Gute über­
boten, nicht nach der Verfassung, aber nach dem Gesetz. Die Verwaltungs­

20 Klecatsky/Morscher, Das österreichische Bundesverfassungsrecht, Manzsche Grosse 
Gesetzausgabe, 3. A., Wien 1982, 236 ff. 
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beschwerde-Instanz ist mehr als e in Gericht. Nach dem Gesetz (Art. 90 
Abs. 6 LVG) entscheid et die Verwaltu ngsbeschwerde-Instanz nicht nur 
wie ein Gericht mit voller Kognition in Sach- und Rechtsfragen über Geset­
zesverletzung, Ermessensmissbrauch oder -Überschreitung. Sie entscheidet 
kassatorisch oder reformatorisch an Stelle der Regierung auch im rein exe­
kutivischen Ermessensbereich als Oberverwaltungsbehörde, wenn die «In­
teressen des Beschwerdeführers unmittelbar unzweckmässig oder unbillig 
behandelt worden sind». Als die Verwaltungsbeschwerde-Instanz in einem 
Fall von sich aus ihre Kognition auf die Frage der reinen Überschreitung des 
Ermessens beschränkt hatte, rügte dies der Staatsgerichtshof, weil die Ver­
waltungsbeschwerde-Instanz natürlich nicht von sich aus das Gesetz ein­
schränken kann.21 Damit aber schlüpft die Verwaltungsbeschwerde-
Instanz in das Kleid der Exekutive und die Exekutive in das Kleid der Ver­
waltungsbeschwerde-Instanz.21* 

Es ist noch anzumerken, dass die Verwaltungsbeschwerde-Instanz ein 
fast einseitig demokratisch legitimiertes Gericht ist. Während die Zivil- und 
Strafrichter vom Landtag vorgeschlagen und vom Fürsten ernannt werden, 
werden vier Richter der fünfköpfigen Verwaltungsbeschwerde-Instanz 
direkt vom Landtag gewählt, nur der Präsident wird auf Vors chlag des 
Landtages vom Fürsten ernannt (Art. 97 Abs. 1 V erf). 

Noch herrscht im System des Rechtsstaates eine Lücke. Wenn durch 
den Gesetz- oder Verordnungsgeber Unachtsamkeiten begangen werden 

21 Urteil StGH 1987/1 4 vom 3.5.1988 (unveröffentlicht). 
2U Die Bestimmung von Art. 90 Abs. 6 LVG dürfte mit der Rationalität der Gewaltenteilung 

nicht im Einklang stehen (vgl. Batliner, Gerard, Zur heurigen Lage des liechtensteinischen 
Parlaments, LPS 9 [1981], 175 Anm. 316; Allgäuer, Thomas, Die parlamentarische Kon­
trolle über die Regierung im Fürstentum Liechtenstein, LPS 13 [1989], 87 f.). Mit dieser 
Bestimmung wird auch über das Ziel der Kontrolle hinausgeschossen. Wenn die Exeku­
tive unter der politischen Kontrolle von Fürst und Landtag steht bis hin zur Amtsenthe­
bung und Disziplinar- und Ministeranklage, so entzieht sich die über die Gerichtskon­
trolle hinausgehende exekutivische Ermessenskompetenz der unabhängigen Verwal­
tungsbeschwerde-Instanz der politischen Kontrolle. Art. 90 Abs. 6 LVG erweist sich als -
in der Praxis benütztes - exekutivisches Schlupfloch im gewaltenteiligen System. Der nie­
mandem verantwortlichen Verwaltungsbeschwerde-Instanz fa llt so die Funk tion einer 
Oberverwaltungsbehörde zu, ohne die politische Veran twortung und die politisch en 
Konsequenzen für die Entscheidungen zu tragen, ohne das Fachwissen, die Eignung und 
Erfahrung der Verwaltung zu besitzen, während der Regierung als Verwaltungsbehörde 
die Verantwortung abgenommen wird und die Verwaltungsleitung entgleitet. Nach dem 
deutschen Bundesverfassungsgericht darf keine Gewalt der für die Erfüllung ihrer verfas­
sungsmässigen Aufgaben erforderlichen Zuständigkeit beraubt werden (BVerfGE 34,52 
[59]). Zur Besorgung der Landesverwaltung ist nach der Verfassung die Kollegialregie­
rung zuständig (Art. 78 Abs. 1). 
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und das gestu fte Norme ngefüge Verfassung-Gesetz-Verordnung in sich 
nicht stimmt, muss sich dies auf die Rechtsanwendung bis in die konkreten 
Einzelakte übertrage n. Daher folgt der Ruf nach Garantien der Verfa s­
sungsmässigkeit der Gesetze und der Gesetzesmässigkeit der Verordnun-
gen\ Liechtenstein hat 1921 als Nummer 3, nach der Tschechoslowakei 
(29.2.1920)22 und Österreich (1.10.1920)23, das von Mauro Cappelletti als 
«österreichisches System»24 benannte Modell der verfassungsgerichtlichen 
Normenkontrolle eingeführt: Gemeint ist die Kont rolle einer gesetzlichen 
Norm durch den Staatsgerichtshof, insoweit sie unab hängig von einem 
Anwendungsfall, also abstra kt, princip aliter, par voie d'action (Georges 
Burdeau) ohne weiteres auf Antrag der Regierung oder einer Gemeinde­
vertretung erfolgt. Ebenso ist der Staatsgerichtshof zuständig zur konkreten 
Normenkontrolle im Anwend ungsfall, incide nter, par voie d'exceptio n 
(Burdeau), auf Antrag eines anderen Gerichtes, bei dem ein Streitfall hängig 
ist, oder bei An lass eine r Streitigkeit vor dem Staatsgerichtshof sel bst.25 

Ahnliches gilt für die abstrakte wie konkrete Kontrolle verfassungs- oder 

22 Gemäss II des G betreffend die Einführung der Verfassungsurkunde der tschechoslowaki­
schen Republik vom 29.2.1920 (Inkrafttreten dieses G und der Verfassungsurkunde am 
6.3.1920). Das G über das Verfassungsgericht datiert vom 9.3.1921; vgl. Epstein, Leo, 
Studien-Ausgabe der Ver fassungsgesetze der Tschec hoslowakischen Repub lik, 2. A., 
Reichenberg 1932. Haller, Herbert, Die Prüfu ng von Gesetzen, Wien 1979, 61 ff. 

23 Art. 140 B-VG; Vg l. Klecatsky/Morscher (oben Anm. 20), 654 ff. 
24 Cappelletti, Mau ro, Judicial Review in the Contemp orary Worl d, Indian apolis 197 1, 

46ff.; im Untersch ied zum «amer ikanischen System» des Obers ten Gerichtshofes der 
USA, dem anderen der beiden Grundtypen der gerichtlichen Kontrolle von Normen, 
welche nur im Anwendungsfall und durch Nichtbea chtung (stat t kassa torische Auf­
hebung) der niedrigeren Norm erfolgt; berühmt der erste Fall Marbury v. Madison von 
1803 (1 Cranch 137 [1803]). Dazu für viele: Haller, Walter, Supreme Court und Politik in 
den USA, Bern 1972; ders., Die Verfassungsgerichtsbarkeit im Gefüge der Staatsfunktio­
nen, in: DöV 1980,465 ff.; Brugger, Winfried, Grundrechte und Verfassungsgerichtsbar­
keit in den Ve reinigten Staaten von Amerika, Tübingen 1987. 

25 Art. 24,27 und 28 StGHG. Einem Gesetz kann inhaltlich die Verfassungsmässigkeit feh­
len. Der Man gel kann auch im prozeduralen Zustandekommen liegen. Den Hauptan­
wendungsfall bildet die konkrete Normenkontrolle, meist ausgelöst durch eine Individu­
albeschwerde wegen Verletzung verfassungsmässig gewährleisteter Rechte, mit der gel­
tend gemacht wird, dass sich der angefochtene Einzelakt seinerseits auf eine verfassungs-
oder gesetzeswidrige Norm stützt. Vgl. unten Anm. 51. Keiner Normenkontrolle unter­
liegen die Staatsverträge (entsprechend Art. 113 Abs. 3 BV; im Unterschied zu Art. 140a 
B-VG). Sind Staatsverträge nicht Gegenstand der Normenkontrolle, so können norma­
tive Staatsverträge sehr wohl Prüfungsmassstab für die Kontrolle innerstaatlicher Normen 
bilden. Vgl . Postulatsbeantwortung, 9 ff., 12, 15 ff., mit Nachw. 
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gesetzeswidriger Verordnungen.26 Die normative Stufung Verfassung-
Gesetz-Verordnung ist in Art. 104 Abs. 2 der Verfa ssung festgelegt.27 

Wenn der Staatsgerichtshof über Gesetze oder Verordnungen urteil t, 
urteilt er bei deren Verfassungs- bzw. Gesetzeswidrigkeit kassatorisch, d. h. 
er hebt sie wie ein «negativer Gesetzgeben> (Hans Kelsen)28 mit Wirkung 
gegen alle auf.29 

Eine merkwürdige Regelung enthält Art. 112 der Verfassung: 

«Wenn über die Ausleg ung einzelner Bestimmungen der Verfa ssung 
Zweifel entstehen und nicht durch Überein kunft zwischen der Regie­
rung und dem Landtage beseitigt werden können, so hat hierüber der 
Staatsgerichtshof zu entscheiden.» 

Was bedeutet «Übereinkunft zwischen der Regierung und dem Land­
tage» über die «Auslegung einzel ner Bestimmungen der Verfassung»? 
Historisch ist die Bestimmung über die Verfassung von 1862 (§ 122)30 in die 

26 Art 25, 26, 27 und 28 StGHG. Eine Ver ordnung kann mit prozeduralen Mängeln bei 
ihrem Zustandekommen behaftet sein. Es kann ihr materiell die Gesetzesmässigkeit oder 
Verfassungsmässigkeit abgehen. Eine Verordnung, die materiell nicht gesetzeskonform 
ist, ist fo rmal immer auch verfassungswidrig, weil die Verfassung Gesetzeskonformität 
(Art. 92 Abs. 1) ve rlangt. 

27 Die Stufung ist auch an anderen Stellen angezeigt: Art. 43,64 Abs. 2 und 4,66 Abs. 1 und 
2,92 Abs. 1,111 und 113 Verf; vgl. auch Art. 2,7 Abs. 1,10 Satz 1,13 Abs. 1,28 Abs. 3,62 
lit. g, 78 Abs. 1, 90 Abs. 3, 92 Abs. 2 ,114 Abs. 1 und 2 Verf . 

28 Z.B. Wesen und Entwicklung der Staatsgerichtsbarkeit, in: WDStRL, Heft 5,54 ff. Die 
Unterschiede zur negat iven, aufhebenden Gesetzgebung sind unverkennbar: Die Auf­
hebung eines Gesetzes durch den Gesetzgeber ist wie die Schaffung eines neuen Gesetzes 
im Rahmen der Verfassung ein schöpferisch-politischer Akt und bedarf keiner weiteren 
Begründung. Das kassatorische Urteil dagegen ist immer reaktiv, bedarf der Begründung, 
die am Massstab der Verfassimg zu messen ist, und is t nur möglich, wenn ein Wider­
spruch des Gesetzes zur V erfassung besteht 

29 Art. 104 Abs. 2 Verf; Art . 38 Abs. 2-4 StGHG. 
30 § 122 der Verfassung von 1862 (vg l. LPS 8, 293) laute te: 

«Wenn über die Auslegung einzelner Bestimmungen der Verfassungsurkunde Zweifel 
entsteht, und derselbe nicht durch Übereinkunft zwischen der Regierung und dem Land-
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geltende Verfassung gelangt. Ernst Friesenhahn31 weist auf die geschichtli­
chen Wurzeln solcher frühkonstitutionellen Texte hin, «dass man in Anleh­
nung an ältere ständische Vorstellungen vielfach die neuen Verfassungen als 
einen 'Vertrag' mit der Volksvertretung auffasste». Uber einen Vertrag 
kann man sich streiten und kann sich im beiderseitigen Einverneh-

tage beseitiget werden kann, so soll die Entscheidung beim Bundesschiedsgerichte einge­
holt werden.» 
§ 191 Abs. 1 und 3 der Ve rfassung von Hohenzollern-Sigmaringen von 1833 lautete: 
«Wenn über die Ausl egung einzelner Bestimmungen der Verfassungsurkunde Zweifel 
entsteht, und derselbe nicht durch Übereinkunft zwischen der Regierung und der Stände­
versammlung beseitigt werden kann; so soll unter beiderseitiger Darlegung der für und 
wider streitenden Gründe die Entscheidung darüber, falls man nicht zur Niedersetzung 
eines Kompromissgerichtes sich vereinbaren wird, dem Ausspruche einer deutschen Juri­
stenfakultät unterstellt werden.» ... «Der hierauf ertheilte Ausspruch soll als authentische 
Interpretation angesehen und bef olgt werden.» 
Vgl. auch § 153 Abs. 1 und 3 der Verfassung von Sachsen von 1831 (Huber, Dokumente I, 
Nr. 57), § 154 der Verfassung von Hessen von 1831 (Huber, Dokumente I, Nr. 56). Nach 
der Verfassung von Hohenzollern-Sigmaringen von 1833 soll im S treitfall letztlich eine 
deutsche Juristenfakultät entscheiden, nach der liechtensteinischen Verfassung von 1862 
das Bundesschiedsgericht. Kurz nach Erlass der Verfassung von Hohenzollern-Sigmarin­
gen war durch Bundesgesetz vom 30.10.1834 (im Sinne von Art. 3-14 der «Sechzig Arti­
kel» vom 12.6.1834) für Streitigkeiten (Austräge) zwischen der Regierung und den Stän­
den ein Bundesschiedsgericht eingesetzt worden. Art. 3 der «Sechzig Artikel» laute te: 
«Für den Fall, dass in einem Bundesstaate zwischen der Regierung und den Ständen über 
die Auslegu ng der Verf assung oder über die Grenz en der bei Ausübung be stimmter 
Rechte des Regenten den Ständen eingeräumten Mitwirkung... Irrungen entstehen, und 
alle verfassungsmässigen und mit den Gesetzen vereinbarlichen Wege zu deren genügen­
den Beseitigung ohne Erfolg eingeschlagen worden sind, verpflichten sich die Bundesglie­
der als solche, gegen einander,... die Entscheidung solcher Streitigkeiten durch Schieds­
richter auf dem in den folg enden Artikeln bezeichneten Wege zu veran lassen.» 
Gemäss Art. 11 hat der «schiedsrichterliche Ausspruch... die Kraft und Wirkung eines 
austrägalgerichtlichen Erkenntnisses, und die bundesgesetzliche Exekutionsordnung fin­
det hierauf ihre Anwendung». 
Diese Bestimmungen über das Bundesschiedsgericht von 1834 hatten im Zeitpunkt des 
Erlasses der liechtensteinischen Verfassung von 1862 noch Gültigkeit; daher der beson­
dere Wortlaut von § 122 der Verfassung von 1862. Vgl. Huber, Verfassungsgeschichte II, 
180f.; ders., Dokumente I, Nr. 47 (Art. 3-14), Nr. 29 (Art. 11), Nr. 36 (Art. 3 Ziff. 9 und 
10), Nr. 37 (A n. 1). 

31 Wesen und Grenzen der Verfassungsgerichtsbarkeit, ZSR NF 73 (1954), 134 f.; vgl. Kreu­
zer, Kar l, Vorl äufer der Ve rfassungsgerichtsbarkeit im südde utschen Konstitutionalis­
mus, in: EuGRZ 1986, 105 f. 
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men verbindlich fesdegen. Obwohl die Verfassung von 1862 als «Vereinba­
rung» zwischen «Uns (dem Fürsten) und den Ständen»32 verstanden 
wurde, und in der Präambel zur Verfassung von «vertragsmässiger Zustim­
mung des einberufenen Landtages»33 die Rede ist, wurde schon 1862 ein für 
alle Beteiligten verbindlicher Verfassungsstaat geschaffen, der sich nunmehr 
einer vertraglichen Auslegung der Verfassung entzog. Dafür war das 
Instrument der «authentischen Interpretation» durch den Gesetzgeber 
(§§ 24 Abs. 1 und 121 Abs. 2 Verf 1862; Art. 65 Abs. 1 und 111 Abs. 2 Verf 
1921) geschaffen worden. Insofern ist im Ver fassungsstaat auch der von 
Hans Kelsen in einem Gutachten verwendete Begriff der «Beseitigung eines 
Streites durch Vergleich der Parteien» nicht unproblematisch, auch wenn 
Kelsen einem solchen «V ergleich» ke inerlei Rechtswirkung «für Dritte» 
beimisst.34 Am nächsten kommt der Sache m. E. Ernst Pappermann. Nach 
ihm gilt die Übereinkunft nur für den einzelnen Fall und ist nicht irgendwie 
verbindlich.55 Der Staatsgerichtshof verwendet für die Übereinkunft die 
Worte «Ansicht» und «Standpunkt».353 Die Übereinkunft hat m.a.W. 
keine weitere Bedeutung als die einer einfachen Verfassungsauslegung. 

Kelsen und Pappermann gehe n darin einig, dass der Sinn und Zweck 
von Art. 112 darin liegt, für den Fall eines Streites zwischen Regierung und 
Landtag über die Auslegung einer Verfassungsbestimmung die Zuständig­
keit des Staatsgerichtshofes zur Entscheidung zu begründen.36 Dem ist 
zuzustimmen. 

32 Brief des Fürsten Johannes vom 26.9.1862, in: LPS 8,273. Der Vertragsgedanke klingt 
auch im Schreiben des Fürsten an Fürstl. Rat Ospelt vom 2.10.1921 an (vgl. Verfassung, 
hrsg. von der Reg ierungskanzlei 1981 , 41). 

33 In: LPS 8,274. Vgl. dazu Ignor, Alexander, Monarchisches und demokratisches Prinzip 
in der liechtensteinischen Verfassungsentwicklung, in: Liechtenstein - Fürstliches Haus 
und staatliche Ordnung (Hrsg. Press/Willoweit), 2. A., Vaduz 1988,478,481 ff.; ebenda, 
507 ff., Willoweit, Dietmar, Fürstenamt und Verfassungsordnung; ders., Die Stellvertre­
tung des Landesfürsten als Problem des liechtensteinischen Verfassungsverständnisses, in: 
LPS 11 (1985), 123 ff. 

34 Staatsrechtliches Gutachten vom 10.9.1929, hrsg. von der Parteileitung der liechtensteini­
schen Volkspartei, 19-21. 

35 Pappermann, 88; a. M.: Kleinwaechter, Friedrich F. G., Die neueste Rechtsentwicklung 
im Fürstentum Liechtenstein, in: ZSR NF 42 (1923), 379; Marxer, O. Ludwig, Die Orga­
nisation der obersten Staatsorgane in Liechtenstein, Diss. Innsb ruck 1924, 84 ff. 

35a Im Zusammenhang mit der Kundmachung LGB11929/5; vgl. Entscheidung StGH vom 
14.3.1931, Entsch eidungen des Fürst lich Liechtensteinischen Sta atsgerichtshofes 1931, 
6 a. E. 

36 Kelsen (oben Anm. 34), 18; Pappermann, 88. Ausfuhr ende Gesetzesbestimmungen zu 
Art. 112 der Verfassung: Art. 1 1 Zi ff. 3, 29 und 39 Abs. 1 und 2 StGHG. 
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Um was für Streitigkeiten kann es sich dabei handeln? Es muss sich um 
einen konkreten Organstreit über die Au slegung einzelner Bestimmungen 
der Verfassung selbst handeln. Insofern besteht ein Unterschied zur Einho­
lung von Gutachten beim Staatsgerichtshof «über al lgemeine Fragen des 
Staats- und Verwaltungsrechtes, über Gegenstände der Gesetzgebung und 
über Gesetzesentwürfe» (Art. 16 StGHG).37 Allenfalls findet die Bestim­
mung über die Normenkontrolle gemäss Art. 104 Abs. 2 der Verfassung 
Anwendung. Prüfungsgegenstand und Prüfungsmassstab gemäss Art. 112 
ist einzig die Verfassung. Auch im Falle einer Normenkontrolle nach 
Art. 104 Abs. 2 ist die Verfassung Prüfungsmassstab, aber Gegenstand der 
Prüfung sind Gesetze und Verordnungen. 

Zu den Verfassungsstreitigkeiten gemä ss Art. 112 kann jede konkrete 
Verfassungsfrage zählen, insbesondere wird es sich um Organstreitigkeiten 
über die verfassungsmässige Zuständigkeit zwischen der «Reg ierung und 
dem Landtage»38 handeln. Wer ist die «Regierung»? Die historische Aus­
legung fest annehmen, das s der Fürst gemeint ist. Partner der «Überein­
kunft zwischen der Regierung und dem Landtage» war 1862 auf der einen 
Seite der Fürst.39 Dasselbe dürfte auch für die Verfassung von 1921 gelten. In 
dieser wird das Wort Regier ung einerseits für die der Landesverwaltung 
vorgesetzte und dem Fürsten und dem Landtage verantwortliche Kollegal­
regierung (Art. 78 u. a.) verwendet, an anderen Stellen für den Fürsten (Art. 
13 Abs. 1, Art. 13bis [LGBl 1984/28], Art. 51), im beiderseitigen Sinn viel­
leicht in Art. 99 Abs. 2 der Verfassung. In systematischem Vergleich hat der 
Landtag in seiner Stellung Vorrang vor der Regierung, sofern die Regierung 
als Kollegialregierung im technischen Sinne gemeint ist ( vgl. Art. 62 l it. e 
und g, 69,78 Abs. 1,80,92 Abs. 1,93 lit. f und g). Wo der Landesfürst in den 
Verfassungstexten zusamme n mit dem Landtag genannt wird, geht der 
Fürst in der Reihung vor (vgl. Art. 64 Abs. 1,78 Abs. 1,92 Abs. 1), so auch 
in Art. 112. Artikel 112 der Verfassung füllt schliesslich eine Lücke (Aus­
legung nach Sinn und Zweck): Organstreitigkeiten, darunter verfassungs­
rechtliche Zuständigkeitsstreitigkeiten, zwischen Fürst und Landtag sind 
nach Art. 112 zu entscheiden; für verfassungs- und gesetzesrechtliche Kom­
petenzkonflikte zwischen Gerichten und Verwaltungsbehörden dagegen 

37 Stotter, Die Verfassung, 192 ff. Ziff. 1, 2, 9,1 0. 
38 Friesenhahn (oben Anm. 31) , 130 ff. 
39 Oben Anm. 32 und 33. Der Fürst ist als die Regierung bezeichnet: etwa in SS 3,27,123 der 

Verfassung 1862. 
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dient Art. 104 Abs. 1 als Grundlage. Verfassungsrechtlich nicht ge regelt, 
aber durch das Gesetz über den Staatsgerichtshof geordnet, ist die Zustän­
digkeit des Staatsgerichtshofes für Kompetenzkonflikte zwischen Landtag 
und Gerichten und solchen zwischen Landtag und Verwaltungsbehörden 
(Art. 30 Abs. 2 StG HG).39* 

Nach Art. 112 «entscheidet» der Staatsgerichtshof über eine Organstrei­
tigkeit. Er gibt nicht bloss Gutachten ab (vgl. Art 16 StGHG).40 Er urteilt 
aber auch nicht kassatorisch (vgl. Art. 104 Abs. 2 Verf), sondern durch Fest­
stellungsurteil (Art. 39 Abs. 1 und 2 StGHG). Das Urteil über die Auslegung 
der Verfassung wirkt gegen a lle.41 Das Urteil - hier «Er lass» durch den 
Staatsgerichtshof statt durch den Verfassungsgeber - ist damit der authenti­
schen Interpretation durch den Verfassungsgeber verwandt.42 

Wer ist zu r Antragsstellung im Organstreit nach A rt 112 berec htigt? 
Nach dem Gesetz wird der Antrag des Fürsten durch die Kollegialregie­
rung (Art. 11 Ziff. 3 und Art. 29 Abs. 1 StGHG)43 gestellt; ebenso ist der 
Landtag selbst antragsberechtigt (Art. 112 Verf, Art 11 Ziff. 3 und 29 Abs. 1 
StGHG). 

Erstreckung des Legalitätserfordernisses (Legalitätsprinzip) auf alles 
staatliche Handeln, Kontrolle der individuell-konkreten Einzelakte durch 
unabhängige Zivil-, Straf- und Verwaltungsgerichte (VBI, StGH), oberste 
verbindliche Auslegung der Verfassung und Kontrolle des normativen Stu­
fenbaues (Normenkontrolle) durch ein unabhä ngiges Verfassungsgericht 
(StGH), dies sind die Hauptelemente des formellen Rechtsstaates von 1921. 
Dass dabei dem Staatsgerichtshof als oberstem für alle verbindlichen Aus­
leger der Verfassung und Hüter des gesamten s taatlichen demokratisch­
monarchisch gesetzten Normenbaues eine hervorragende Stellung 
zukommt, ist offenkundig geworden. 

Der Staatsgerichtshof besteht aus fünf Mitgliedern. Der Präsident wird 
vom Landtag gewählt, seine Wahl unterliegt der fürstlichen Bestätigung. 

39a Zur Problematik solcher einfachgesetzlichen Kompetenzzuweisungen siehe unten S. 149 
sowie Anm. 135. 

40 Stotter, Die Verfassung, 192 ff., Ziff. 9,10,15 und 16. Keine klare Trennung von Gutach­
ten und Auslegung gemäss Art. 112 erfolgt im Gutachten StGH vom 10.1.1977, ELG 
1973-78, 409. 

41 Gutachten StGH vom 8.3.1952. Das bedeutsame Gutachten ist nicht veröffentlicht, aus­
zugsweise in: Stotter, Die Verfassung, 169. 

42 Vgl. entsprechend oben Anm. 28 
45 Etwa analog Art. 64 Abs. 1 lit. a Verf . 
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Die weiteren vier Mit glieder werden vom Landtag direkt bestellt (Art. 
105 Verf). 

f) Wenden wir uns nochmals dem Thema der «verfassungsmässig gewähr­
leisteten Rechte» zu. Der in Art. 104 Abs. 1 der Verfassung verwendete Be­
griff stammt aus Österreic h, wo im Bundes-Verfassungsgesetz von 1920 
vom «verfassungsgesetzlich gew ährleisteten Recht» (Art. 1 44 B-VG) die 
Rede ist. Der Begriff hat seine eigene Geschichte.44 Der Rechtspositivismus, 
der eine ganze Epoche geprägt hat, war vor allem in Wien (Hans Kelsen) 
noch in voll er Blüte. Ideengeschichtlich vom Neuk antianismus herkom­
mend, glaub te man entgegen der Naturrecht slehre, dass sich das Recht 
nicht aus der Natur des Menschen oder aus anderen S einsprinzipien be­
gründen lasse. Man muss sich vorstellen, was es heisst, wenn Recht nur das 
ist, was in der Verfassung und im Gesetz steht; und dass alles, was in der 
Verfassung und im Gesetz steht, recht ist. Umsomehr wurde der sorgfälti­
gen formellen, reinen Durchführung der normativen Rechtssatzordnung, 
in der sich a lles staatliche Handeln vollzieht, grosses Gewicht geschenkt. 
Eine historische Randbemerkung: Man glaubte, so gegen fremden, unkon­
trollierten Willen gesichert zu sein. Doch das Recht, dessen Begründung in 
tieferen Schichten verneint wurde, war nicht gefeit gegen den, zumindest 
anfanglich, durchaus gesetzlich aufgebauten Unrechtsstaat des Dritten 
Reiches - und es gehört zur pers önlichen Tragik Hans Kelsens mit jüdi­
scher Abstammung, dass er selbs t aus Deutschland fliehen musste. 

Für uns ist die Lehre als solche weniger von unm ittelbarer Tragweite. 
Wichtig ist sie, weil sie in Österreich 1920 in klassischer Form Eingang in die 
Verfassung gefunden hat, gleic hsam Verfassung geworden ist. Liechten­
stein hat von Österreich - im Lichte der Praxis des Staatsgerichtshofes -
vieles von der strengen formellen Legalitätsordnung übernommen. Folge­
richtig hat der Staatsgerichtshof in einem Urteil 19 71, in einem obiter 
dictum, das Bestehen ungeschriebenen Verfassungsrechts für Liechtenstein 
verneint: «Auch in der Schweiz und in Deutschland, wo im Gegensatz zur 
liechtensteinischen und österreichischen Verfassung das Bestehen 
ungeschriebenen Verfassungsrechts anerkannt wird... ».45 Mit Theo 

44 Anders etwa der schon 1848 in der sc hweizerischen BV in Art. 90 vorfindbare Begriff 
«verfassungsmässiger Rechte» (seit 1874 Art. 113 Abs. 1 Ziff. 3), der in der Schweiz eine 
reichhaltige jurisprudentielle Grundrechtsentfaltung, auch ungeschriebener Verfassungs­
rechte, zuliess. 

45 Urteil 1970/2 vom 11.1 .1971, ELG 196 7-72, 259. 
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Oldinger* ist auf dieses posi tivistische, versteinerte und jurisprudentiell 
bestätigte Verfassungsverständnis hinzuweisen, wenn von verfassungsmäs­
sig gewährleisteten Rechten gesprochen wird. Die Rechte sind solche der 
Landesangehörigen, und es sind Rechte, weil und insoweit und solange sie 
von der Verfassung gewährleistet sind. Durchaus im Einklang damit kann 
der Staatsgerichtshof noch 1981, neun Monate vor dem Inkrafttreten der 
EMRK für Liechtenstein, erklären, dass den Worten «niemand» in Art. 33 
und «jedermann» in den Art. 37 und 40 der Verfassung eine eingeschränkte 
Bedeutung in dem Sinne zu geben ist, dass sie sich nur auf Landesbürger 
und nicht auf Auslän der beziehen.''7 Diese Artikel lauten: 

Art. 33 Abs. 1 

«Niemand darf sein em ordentlichen Richter entzogen... werden.» 

Art 37 Abs. 1 

«Die Glaubens- und Gewis sensfreiheit ist jedermann gewährleistet.» 

Art. 40 

«Jedermann hat das Recht, durch Wo rt, Schrift...» 

Noch 1981 Rechte nur für Liechtensteiner! Natürlich sind die Nicht-Liech­
tensteiner nicht ohne gesetzlichen Schutz. Aber als verfas sungsmässig 
gewährleistete und vor dem Staatsgerichtshof geschützte Rechte stehen sie 
nur den Landesangehörigen zu. 

g) Liechtenstein hat 192 1 von Osterreich noch etwas übernommen, das 
Institut der Verfassungsbeschwerde, der verfassungsrechtlichen Individual-

46 Die Grundrechte in Österreich, in: EuGRZ 1982, 21 6 ff. (217 ): 
«In dem in Osterreich domin ierenden Grund rechtsverständnis ist die Ablösung der 
Grundrechte von ihrem philosophisch-ideengeschichtlichen Hintergrund und ihre posi­
tiv-rechtliche Verselbständigung am konsequentesten vollzogen worden. Grundrechte 
gelten hier als 've rfassungsgesetzlich gewährleistete Rechte' in einem sehr strikten rechts­
technischen Sinn...» «Im Kontext des das ausgeh ende 19. und beginnende 20. Jhdt. 
dominierenden positivistischen Rechtsdenkens musste dies zwangsläufig auch zu einem 
betont positivistischen Grundrechtsdenken fuhren. Dieses positivistische Verständnis der 
Grundrechte ist ein Werk der Judikatur des VfGH und für Österreich bis heute charakte­
ristisch.» 

47 Urteil 1981/10 vom 9.12.1981LES1982,122; auch Beschluss StGH 1981/6 vom 9.12.1981 
(unveröffentlicht). Vgl. Stotter, Die Verfassung, 63 f. Ziff. 13,82 (zu Art. 37) Ziff. 1,87 (zu 
Art. 40) Ziff . 2, 91 f. Ziff. 18 . 
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beschwerde, ist aber über den öster reichischen Typus hinaus g egangen.48 

Wenn verfassungsgesetzlich gewährleistete Rechte im Spiel sind und kein 
Weiterzug an ein Verw altungsgericht besteh t, kann in Österreich gegen 
Bescheide der Verwaltungsbehörden Beschwerde an den V erfassungsge­
richtshof erhoben werden. Dagegen wird die Rechtsanwendung durch die 
(obersten) österreichischen Zivil-, Straf- und Verwaltungsgerichte als genü­
gende Absicherung auch der verfassungsgesetzlich gewährleisteten Rechte 

48 Art. 144 Abs. 1 B-VG. Art. 104 Abs. 1 Verf; Art. 11 Ziff. 1 und Art. 23 (jetzt geänderte Fas­
sung in LGB1 1982/57). Zur Geschichte der verfassungsrechtlichen Individualbeschwerde 
(vom Typus des Rechtsmittelzuges an den US-Obersten Gerichtshof und der staatsrecht­
lichen Beschwerde an das sch weizerische Bundesgericht abge sehen): Im Ansatz ha tte 
schon die Paulskirchenverfassung vom 28.3.1849 (vgl. oben An m. 2) ein Reichsgericht 
für «K lagen deutscher Sta atsbürger wegen Verle tzung der durch die Reichsverfassung 
ihnen gewährten Rechte» (§ 126 Et. g) vorgesehen. Es blieb beim Buchstaben. Vgl. dazu 
Kühne, 198 ff. Mit österreichischem Staatsgrundgesetz vom 21.12.1867 (öRGBl Nr. 143/ 
1867) über die Einsetzung eines Reichsgerichtes wurde diesem die endgültige Entschei­
dung «über Beschwerden der Staatsbürger wegen Verletzung der ihnen durch die Verfas­
sung gewährleisteten polirischen Rechte» übertragen (Art. 3 lit. b), das indessen nur Fest­
stellungsurteile fällen und den verletzenden Akt nicht aufheben konnte; vgl. Ermacora, 
Felix (Osterreichische Verfassungslehre, Wien 1970,389; Handbuch der Grundfreiheiten 
und der Menschenrechte, Wien 1963,1 ff.), dem ich zahlreiche freundliche Hinweise ver­
danke. Bayern schien dem Verfassungsbuchstaben nach im Rahmen seines Landesrechts 
dem liechtensteinischen Modell am nächsten zu kommen. Nach § 93 Abs. 1 der Verfas­
sungsurkunde des Freistaates Bayern vom 14.8.1919 (bayGVBl 531 ff.) sollte jeder Staats­
angehörige und jede jur istische Person mit Sitz in Bayern das Recht der Verfassungsbe­
schwerde an den Staatsgerichtshof haben, «wenn sie g lauben, durch die Tätigkeit einer 
Behörde in ihrem Recht unter Verletzung der Verfassung geschädigt zu sein», und zwar 
dann, «wenn vorher ohne Erfolg beim Ministerium um Abhilfe nachgesucht worden oder 
der Rechtsweg erschöpft ist». Nawiasky leitete aus den Worten «der Rechtsweg erschöpft 
ist» ab , dass dam it auch V erfassungsverletzungen durch ein Gericht vor den S taatsge­
richtshof gerügt werden könn ten, wobei der Sta atsgerichtshof durch Fe ststellungsbe-
schluss entscheiden würde; Nawiasky, Hans , Bayerisches Verfassungsrecht, München 
1923, 451 ff., 457 ff. Tatsächlich aber waren nach ständiger Praxis des Staatsgerichtshofes 
Beschwerden gegen Gerichtsentscheidungen ausges chlossen, und die Verfassungsbe­
schwerde hatte nur eine beschränkte Bedeutung; dazu Kreuzer, Karl, Vorlaufer der Ver­
fassungsgerichtsbarkeit im süddeutschen Konstit utionalismus, in: EuGRZ 1986, 98; 
Schumann, Ekkehard, Verfassungsbeschwerde (Grundrechtsklage) zu den Landesverfas­
sungsgerichten, in: Starck/Stem (Hrsg.), La ndesverfassungsgerichtsbarkeit, Teilbd. II , 
Baden-Baden 1983,176 f.; Boulanger, Werner, Die geschichtlichen Grundlagen der heuti­
gen Verfassungsbeschwerde, Diss. Heid elberg 1954, 20 ff. Durch Art. 144 Abs. 1 B-VG 
vom 1.10.1920 schliesslich wurde der österreichische Verfassungsgerichtshof zur 
Behandlung von Beschwerden wegen Verletzung verfassungsgesetzlich gewährleisteter 
Rechte eingesetzt, insofern sich die Beschwer den gegen verwa ltungsgerichtlich nicht 
anfechtbare Besche ide der Verwaltungsbehörden richtet. Der öster reichische Verfa s­
sungsgerichtshof urteilt kassatorisch (Art. 144 B-VG in Verbindung mit § 87 Abs. 1 des 
Verfassungsgerichtshofgesetzes; vgl. Klecatsky/Öhlinger, Gerichtsbarkeit des öffentli­
chen Rechts, Manz Grosse Ge setzausgabe, Wien 1984, 495 ff. 
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betrachtet. Diese Geri chtsinstanzen sind ja an die Verf assung gebunden 
und verwirklichen in der Rechtsanwendung die Verfassung, also auch die 
Grundrechte. In Liechtenstein dagegen können alle letztinstanzlichen Ent­
scheidungen der obersten Gerichte und der Verwaltungsbehörden von 
jedermann, der behauptet, es seien seine verfassungsmässig gewährleisteten 
Rechte verletzt worden, an den Staatsgerichtshof weitergezogen werden.49 • 
Es musste für den hochangesehenen österreichischen Juristen und damali­
gen Präsident en des liechtensteinischen Obersten Gerichtshofes, Franz 
Gschnitzer, ungewohnt gewesen sein, als 1961 ein unter seiner Präsident­
schaft ergangenes Urteil vom Staatsgerichtshof wegen Verletzung des 
Gleichheitssatzes aufgehoben wurde.50 

Dieses liechtensteinische Modell der umfassenden Individualbe­
schwerde gegen alle höchstinstanzlichen Entscheide hat später der Sache 
nach Eingang gefunden im deutschen Grundgesetz von 1949 (Art. 93) und 
in der neuen spanischen Verfassung von 1978 (Art. 161). 

Wenn der Staatsgerichtshof eine Verletzung feststellt, urteilt er kassato­
risch, d. h. er hebt die angefochtene Entscheidung oder Verfugung im Ein­
zelfall - und allenfalls die der angefochtenen Entscheidung oder Verfügung 
zugrundeliegende verfa ssungswidrige Gesetzes- oder Verordnungsnorm 
(konkrete Normenkontrolle) mit Wirkung gegen all e - auf.51 Sind also 
Grundrechte im Spiele, können sogar letztinstanzliche Entscheidungen an 
den Staatsgerichtshof weitergezogen werden. Die Kompetenz des Staatsge­
richtshofes reicht von der Aufhebung des Einzelaktes bis zur gleichzeitigen 
Aufhebung der dahinterliegenden, vom demokratisch-monarchischen 
Gesetzgeber oder vom Verordnungsgeber erlassenen Norm. Diese Ein­
richtung reflektiert ein letztes Miss trauen gegenübe r Verwaltungsbehör­
den, Gerichten wie dem Gesetz- und Verordnungsgeber. Alle Rechts­
anwendung ist somit, was die Grundrechte angeht, nochmals gerichtlich 
abgesichert. 

49 Anders auch als in der Schweiz, wo etwa gegen ein Urteil der zivilrechtlichen Kammer des 
Bundesgerichtes eine s taatsrechtliche Beschwerde nicht gege ben ist. i 

50 Urteil StGH 1961/1 vom 12.6.1961 (unveröffentlicht); erster Fall der Auf hebung eines 
OGH-Urteils. 

51 Art. 104 Abs. 1 Verf in Verbindung mit Art. 38,42 und 43 (teils geänderte Fassung LGBl 
1979/34) StGHG. Die Aufhebung einer Norm im konkreten Anwe ndungsfall wirfst 
gjeich wie die bei der abstrakten Nonnenkontrolle gegen jedermann und wird im Landes­
gesetzblatt kundgemacht. 

113 



Gerard Baüiner 

Abgesichert? Der Rechtsschutz des formellen Rechtsstaates und der In-
dividualschutz der Grundrechte sind maximal. Mehr an gerichtlichem 
Schutz kann nicht geboten werden. Eine letzte mögli che Lücke bleib t: 
Wenn nämlich die Rechte, die geschützt werden sollen, selbst prekär sind 
oder gar fehlen, dann mus s sich dies auf den Gerichts schutz übertragen. 

1921 wurden die politischen Rechte stark ausgebaut. Die staatsbürgerli­
chen Rechte (und Pflichten) der Landesangehörigen dagegen sind teils - wie 
wir im nächsten Kapitel näher erläutern werden - nicht genügend ausfor­
muliert. War im deutschen Frühkonstitutionalismus und Spätabsolutismus 
des 19. Jahrhunderts aus mach tmässigen Gründen und dem Widerstand 
der Fürsten gegenüber dem Ideengut der Französischen Revolution nicht 
von Menschenrechten, sondern von «Rechten und Pflichten der Landesan­
gehörigen» die Rede, so wird 1920/1921 ideengeschichtlich aus ideologi­
schen Gründen nicht von Mensc henrechten, sondern von «verf assungs­
mässig gewährleisteten Rechten» gesprochen. 

Die Ringvorlesung steht unter dem Thema «Kleinheit und Interdepen-
denz». Schon im Lichte der bisherigen Betrachtung ist sichtbar geworden, 
wie sehr die liechtensteinische Grundrechts- und Verfassungsgeschichte in 
diejenige des Deutschen Bundes (Paulskirche) und des Frühkonstitutiona­
lismus und in diesem Jahrhundert in das posi tivistisch gef ärbte Grund­
rechts- und Verfassungsverständnis des österr eichischen Bundes-Verfas-
sungsgesetzes eingewoben ist. Die politischen Rechte von 1921 knüpfen an 
die eigene vorabsolutistische, hernach unterbrochene, demokratische Tra­
dition und an schw eizerische Vorbilder an. Im Bereic h des ge richtlichen 
Grundrechtsschutzes hat Liechtenstein über Entwicklungen in der Pauls­
kirche (1849), solchen in Österreich (1867 und 1920) und in Bayern (1919) 
hinausgehend ein eigenständiges Modell geschaffen. 

Wir sind nun vorbereitet, um über die EMRK zu sprechen und darüber, 
was sie unserer Re chtsordnung Neues bringt . 

2. Die EMRK und ihr nationaler und internationaler Schutz 
a) Die EMRK steht in der Tradition vorstaatlich und universell verstande­
ner Rechte des Menschen. Voraufgegangen war - die EMRK beruft sich in 
der Präambel darauf - die Universelle Erklärung der Menschenrechte vom 
10.12.1948. Diese wiederum war aus der Unrechtserfahrung des Zweiten 
Weltkrieges hervorgegangen, und Denker verschiedener Geistesrichtun­
gen und Weltreligionen wie Rene Cassin, Pierre Teilhar d de Chardin, 
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Benedetto Croce, Mahatma Gandhi, Aldous Huxley, Harold J. Laski, Sal­
vador de Madariaga trugen zu ihrem Entstehen bei52 In dieser Erklärung ist 
von «der allen Mitgliedern de r menschlichen Familie innewohnenden 
Würde und ihrer gleichen und unveräusserlichen Rechte» (Präambel) die 
Rede. In Art. 1 heisst es: «Alle Menschen sind frei und gleich an Würde und 
Rechten geboren.» Die Universelle Mensche nrechtserklärung ihrer seits 
wurzelt in der Tradition der Virginia Bill of Rights und der amerikanischen 
Unabhängigkeitserklärung 1776 («all men are created equa l,... endowed 
by their Creator with certain u nalienable Rights») und der französischen 
«Declaration des droits de l'homme et du citoyen» 1789 («les droits natu-
rels, inalienables et sacres de l'homme»), die zwar nationales Recht schufen, 
aber universell formuliert und verstanden sind.53 - Noch nicht oder kaum 
Aufnahme fand in der Universellen Menschenrechtserklärung die in der 
Praxis wirksame Rechtsschutztechnik des englischen Habeas Corpus-Ver-

52 Thürer, Daniel, 40 Jahre Allgemeine Menschenrechtserklärung, in: N ZZ vom 10./ 
11.12.1988. «Et comme, su r le plan du vecu justement, les droits de l'homme sont bien 
plus souvent ressentis au travers d'une humiliation, d'une douleur, d'une revolte, lors-
qu'ils sont violes... Mais qu'un etre humain, oü qu'il vive, exprime sa revolte quand quel-
que chose d'essentiel en lui a ete foule aux pieds, voila qui sumt ä prouver qu'il a le sens de 
ce qui lui est du en tant qu'etre humain... Or ce qui existe sans doute depuis que l'homme 
est l'homme, c'est le sentiment blesse de cette dignite, indestructible, au centre de lui.»: 
Hersch, Jeanne, Rapport sur l'universalite des droits de l'homme, defi pour le monde de 
demain, Colloque sur «L'universalite des droits de l'homme" dans un monde pluraüste» 
Strasbourg, 17-19 avril 1988, 1. 

53 Was hier erstmals unter Berufung auf die angeborenen und unveräusserlichen Rechte aller 
Menschen - gegen den fürstlichen Absolutismus in Frankreich und gegen die Herrschaft 
von England über die Bewohner der amerikanischen Kolonien - in historischer Stunde in 
geschriebenen Rechts instrumenten und dann in Verfa ssungstexten Eingang fand, war 
lange vorbereitet worden: durch die Ideen der Stoa (Seneca: «nomo res sacra homini», der 
Mensch ist dem Menschen eine heilige Sache), das Christentum (der Mensch nach dem 
Bilde Gottes geschaffen), die spanische Schule von Salamanca (Vitoria, Las Casas, Suarez) 
im 16. Jh., die Schriften von Locke, Montesqu ieu, Voltaire und Rousseau, die Natur-
rechtslehre (Althusius, Grorius, Pufendorf, Thomasius, Wölfl) und Kant. Vgl. Ernst, Wil­
helm, Ursprung und Entwicklung der Menschenrechte in Geschichte und Gegenwart, in: 
Gregorianum, Rom 1984, 65/2- 3, 231 ff.; Imbert, Pierre-Henri, L'apparente simplicite 
des droits de l'homme, in: RUDH1989,19ff.; Stem, TO/1, 217ff.; «Imaginez un instant 
qu'on puisse les (droits de l'homme) denier ä un homme sur cette terre; cela equivaudrait ä 
renoncer tout simplement aux droits de l'homme dans leur ensemble... C'est l'universa­
lite qui garannt en definitive l'effectivite internationale des droits de l'homme.»: Badinter, 
Robert, L'universalite des droits de l'homme dans un monde pluraüste, in: RUDH 1989,1 
und 3; u. a. 
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fahrens von 1679 (Magna Charta 1215);54 in ihr aufgenommen wurde hinge­
gen die jenige des amerik anischen prozedu ralen «due process of law» .55 

Man kann Habeas Corpus, das Recht auf richterlichen Schutz vor unge­
setzlicher Verhaftung, und den Anspruch auf ein fair es Verfahr en vor 
einem unabhängigen Gericht als - inzwischen durch internationale Instru­
mente universell verankerte - Justizgewährleistungen bezeichnen. 

Die Universelle Menschenrechtserklärung von 1948, selbst kei ne ver­
bindliche völkerrechtliche Satzung, war äusserst fruchtbar in bezug auf ihre 
eigene rechtliche Nachkommenschaft: die beiden völkerrechtlich verbindli­
chen Internationalen Pakte über bürgerliche und politische Recht e und 
über wirtschaftliche, soziale und kulturelle Rechte (1966). Sie war Vorbild 

54 Das Habeas Corpus-Verfahren ist völkerrechtlich eigentlich erst im Internationalen Pakt 
über bürgerliche und politische Rechte und in der EMRK und der Amerikanischen Men­
schenrechtskonvention entf altet worden. Habeas Corp us, das Recht au f richt erlichen 
Schutz vor ungesetzlicher Verhaftung, entstammt den alten englischen ständischen Frei­
heitsrechten gegenüber dem König. Habeas Corpus bietet keinen Schutz gegen Freiheits­
entzug, wenn das Gesetz dies zulässt, bietet nur Schutz auf unabhängige richterliche Kon­
trolle. Doch diese empirisch-pragmatische, in langer Geschichte erprobte Rechtsschutz­
technik, die jedem im Rahmen der Gesetze den gesicherten Freiheitsraum durch unab­
hängige Gerichte, das Revier der sicheren Freiheit garantiert, ist nach F. G. Leue, Mitglied 
des Gesetzgebungsausschusses der Paulskirche «die Bedingung zur Ausübung aller ande­
ren Rechte und Freiheiten (zit. bei Kühne, 334, 382). Es ist , so Martin Kriele, das Ur­
Grundrecht, das dem Menschen den «aufrechten Gang» (E rnst Bloch) ermöglicht und 
den Mund nicht verschliesst (Einführung in die S taatslehre, 2. A., Opladen 19 81, 152). 
Nach Feststellung der Parlamentarischen Versammlung des Europarates ist Habeas Cor­
pus «fast wichtiger als geschriebene Garantien», und die Parlamentarische Versammlung 
bekräftigt «den grun dlegenden Wert von Hab eas Corpus a ls Ve rfassungsgarantie und 
Eckstein der Vorherrschaft des Rechts («Rule of Law») zum Schutze der individuellen 
Freiheit gegen jedweden Angriff» (Res. 703 vom 5.10.1979, übersetzt in: EuGRZ 1980, 
191). Riedel, Eibe H., Die Habeas Coipus-Akte, in: EuGRZ 1980, 192 ff; Hofmann, 
Hasso, Zur He rkunft der Menschenrechtserklärungen, in: JuS 1988, 841 ff. m. w. H. 

55 Beim Recht auf einen gehörigen Prozess steht weder der konkrete Inhalt und Umfang des 
streitgegenständlichen Anspruches (Strafandrohung, zivilrechtlicher Anspruch) noch der 
Ausgang des Verfahrens im Vordergrund, sondern der Prozess selbst. Da Streitigkeiten 
zur Sicherung der öffentlichen Ordnung (Strafansprüche) und über die Rechtsbeziehun­
gen der Privaten (Zivilansprüche) unausweichlich sind, muss der Staat, der Inhaber und 
Verantwortlicher des Gewaltmonopols ist, wenigstens geordnete Verfahren anbieten, in 
denen Streitigkeiten ausgetragen werden: wenigstens prozessuale Gerechtigkeit verbür­
gende Verfahren vor unab hängigen und unparteiischen Gerichtsinstanzen - damit das 
Prozessergebnis nicht zum vornherein verdorben und die Chance eines gerechten Aus­
ganges des Verfahrens erhalten wird. Zum prozessualen «due process of law»: Brugger, 
Winfried, Grundrechte und Ve rfassungsgerichtsbarkeit in den Vereinigten Staaten von 
Amerika, Tübingen 1987, 43, 302ff.; Loe wenstein, Karl, Verfassungsrecht und Verfas­
sungspraxis der Vereinigten Staaten, Berlin 1959, 510 ff.; Poncet, Dominique, La protec­
tion de l'accuse par la Convention europeenne des Droits de l'Homme, Genf 1977,5,27; 
u.a. 
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und Anstoss für die regionalen Konventionen, die EMRK (1950), die Ame­
rikanische Menschenrechtskonvention (1969) und die Afrikanische Charta 
der Rechte des Menschen und der Völker (1981). Daniel Thürer spricht von 
der Universellen Menschenrechtserklärung zusammen mit dem sie fortent­
wickelnden völkerrechtlichen Normengefüge als einer unvergleichlichen, 
imposanten Kulturleistung.56 

Alt ist der Gedanke der dem Menschen innewohnenden unveräusserli­
chen Rechte. Neu dagegen ist allen diesen Konventionen, dass das Völker­
recht, also das zwischenstaatliche Recht, sich nun auch des einzelnen Men­
schen annimmt. Das klassische Völkerrecht hatte vorher wesentlich die 
Regelung der Beziehungen zwischen den Staaten zum Gegenstand, wäh­
rend die Regelung der inneren Angelegenheiten, also der Staatsform, der 
staatlichen Organisation , der Beziehungen Staat-In dividuum zur inner­
staatlichen Domäne gehörten. Die letzte Erniedrigung und Verachtung 
alles Menschlichen im Zweiten Weltkrieg und in den Konzentrationslagern 
hat die Menschheit und die Staatengesellschaft bewusst werden lassen: dass 
die herkömmliche Trennung zwischen rein innerstaatlichen und zwischen­
staatlichen Angelegenheiten in Fragen der Menschenrechte nicht aufrecht­
zuerhalten ist; dass ein Staat, der nach innen gewalttätig ist, dies bei Bedarf 
auch nach aussen sein kann und damit eine Bedrohung des zwischenstaatli­
chen Friedens ist; und dass die Staaten auf die Achtung und Verwirklichung 
der Menschenrechte verpflichtet sind und also dem Menschen dienen sol­
len. Dies widerspiegeln die betreffenden Texte in den Präambeln zur Charta 
der Vereinten Nationen und der Universellen Erklärung der Menschen­
rechte, in den Präambeln der beiden Internationalen Menschenrechtspakte 
und der EMRK sowie im VII. Prinzip der Helsinki-Schlussakte der KSZE, 
zuletzt im Dokument von Kopenhagen vom 29.6.1990 über die Mensch­
liche Dimension der KSZE.57 

56 Vgl. oben Anm. 52 
57 Dabei gelten die grundlegenden Rechte der menschlichen Person als zwingendes Völker­

recht im Sinne von Art. 53 der W iener Konvention über das Recht der Verträge vom 
23.5.1969 als Verpflichtungen erga omnes. Aus ihrer Na tur selbst heraus zählen nach 
dem Internationalen Gerichtshof das Verbot des Völkermordes wie auch die Regeln der 
grundlegenden Rechte der menschlichen Person, einschliesslich des Schutzes gegen die 
Sklaverei und gegen die Rassendiskriminierung (CIJ, Barcelona Traction-Fall, Arret du 5 
fevrier 1970, §§ 33 und 34). Als zwingendes Völkerrecht gilt das Folterverbot; Fall Soe-
ring, GH 161,34 (§ 88)tFrowein, Jochen A., Jus cogens, in: Encyclopedia of Public Inter­
national Law, Bd. 7, Amsterd am 1984, 327 ff. 
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b) Die EMRK ver langt wirksamen nationalen Rechtsschutz. Art. 13 der 
EMRK fordert von den Staaten das Vorhandensein einer nationalen 
Instanz oder nationaler Instanzen, vor denen der Einzelne wirksam 
Beschwerde wegen Verletzung der EMRK-Grundrechte fuhren kann. Das 
Revolutionäre schliesslich ist der internationale Grundrechtsschutz-
Mechanismus, der durch die EMRK ges chaffen wurde. Au f beides, den 
nationalen wie den internationalen Grundrechtsschutz, werden wir im 
Kapitel IV näher eingehen. 

3. Die Verbindung der liechtensteinischen Rechtsordnung 
mit der EMRK 

Liechtenstein ist 1978 Mitglied des Europarates geworden und hat 1982 die 
EMRK ratifiziert. Diese ist am 8. September 1982 für Liechtenstein verbind­
lich geworde n, völkerr echtlich wie inne rstaatlich. Liech tenstein hat sich 
damit durch einen gewollten und bewussten Akt in die grosse angelsäch­
sische und französische, menschenrechtlich konzipierte Grundrechtstradi­
tion wie in di e europäische Grundrechtsordnung der Konvention einge­
fügt. Liechtenstein hat dabei - wie wir sehen werden - ein eigenes 
Beschwerdeverfahren vor dem Staatsgerichtshof geschaffen und sich dem 
internationalen Grundrechtsschutz durch die Zulassung der Individualbe­
schwerde und die Anerkennung der Gerichtsbarkeit des Europäischen 
Gerichtshofes für Menschenrechte unterstellt. 
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Grundrechtsbereiche Verfassungsmässig gewährleistete Rechte FL Aus Katalog EMRK 
1. körperliche 

Integrität 
Recht auf Schutz des Lebens (Art. 2) - Abschaffung 
der Todesstrafe (Art. 1 P rot. No. 6) 
Folterverbot (Art. 3) 
Verbot Sklaverei und Zw angsarbeit (Art. 4) 

2. Freiheit der 
Person 

Freiheit der Person (Art. 32) 
Keine Strafe ohne Gesetz (A rt. 33 Abs. 2) 

Recht auf Freiheit und Sich erheit gegen ungesetz­
liche Inhaf tierung, Gefangenhaltung und Inte rnie-
rung (Art. 5) 
Keine Strafe ohne Gesetz (Art . 7) 

3. Verfahrens­
garantien 

Recht auf ordentlichen unabhängigen Strafrichter (Art. 
33 Abs. 1 und 99 Abs. 2) 
Recht auf Verteidigung in Str afsachen (Art. 33 Abs. 3) 
Keine Strafe ohne Gesetz (Art . 33 Abs. 2) 
Recht auf unabhängigen Zivilrichter (Art. 33 Abs. 1 und 
99 Abs. 2) 
Recht auf unabhängigen Verwaltungsrichter (Art. 43 in 
Verbindung mit Art. 97 f., 104 Abs. 2 und 106) 
Recht auf Peti tion an den Landtag (Art. 42) 

Recht auf unabhängigen Richter und fairen Prozess 
über zivilrechtliche Ansprüche und Verpflichtungen 
und in Strafsachen (Art. 6) 
Recht auf Berufungsinstanz in Strafsachen (Art. 2 
Prot. No. 7) 
Unschuldsvermutung (Art. 6 Abs. 2) 
Keine Strafe ohne Gesetz (Art . 7) 

4. geistig-seelische 
Persönlichkeit 

Glaubens- und Gewissensfreiheit (Art. 37) 
Meinungs- und Pressefreiheit (Art . 40) 

Gewissens- und Religionsfreiheit (Art. 9) 
Meinungsfreiheit (Art. 10) 

5. engste Sozialsphäre Hausrecht, Brief- und Sc hriftengeheimnis (Art. 32) 
Freie Entfaltung der Persönlichkeit, 
Schutz der Geheim- und P rivatsphäre (Art. 32 Abs. 2, 
StGH 1987/3 LES 1988, 50) 

Recht auf Achtung des Privat- und Familienlebens 
(Art 8) 
Recht auf Heirat und Familiengründung (Art. 12) 
Erziehungsrechte der Eltern (Art 2 Prot No. 1) 

6. weitere Sozialsphäre Vereins- und Ve rsammlungsfreiheit (Art. 41) Versammlungsfreiheit, Vereinsfreiheit, Gewerk­
schaftsfreiheit (Art. 11) 

7. räumliche Bewe­
gungsfreiheit 

Bewegungsfreiheit (Art. 32 Abs. 2, StGH 1987/3 LES 
1988, 50) 
-Niederlassungsfreiheit der Landesangehörigen, für Aus­
länder Gegenrecht (Art. 28) 

Bewegungsfreiheit, Verbot der Zwangsumsiedlung 
oder kollektiver Zwangsausweisung (Art 2 und 3 
Prot No. 4) 
Auswanderungsfreiheit (Art 2 Prot. No. 4) 

8. soziale und wirt ­
schaftliche Rechte 

Anspruch auf Entsc hädigung ungeset zlich Ve rhafteter 
und unschuldig Verurteilter (Art. 32 Abs. 3) sowie au s 
Amtshaftung allgemein (109bis) 
Unverletzlichkeit des Privateigentums (Art. 34) 
und Enteignungsschutz (Art. 35) 
Recht der La ndesangehörigen Vermögen jeder Art zu 
erwerben (Art 28 Abs. 1) 
Eigentums- und Verm ögensrechte der Reli gionsgesell­
schaften (Art. 38) 
Handels- und Gewerbefreiheit (Art. 36) 

Recht auf Bildung (Art 2 Prot. No. 1) 
(Gerechte Entschädigung bei unvollkommener 
Wiedergutmachung aus Konventionsverietzung 
[Art 50]) 
Eigentumsschutz, Enteig nungsschutz (Art. 1 Prot 
No. 1) 

9. politische Rechte Wahl- und Stimmrecht in Landes- und Gemeindeange­
legenheiten, Abberufungsrecht 
vgl hiezu unten: Ad 9 

Wahlfreiheit (Art 3 Prot No. 1) 

10. Gemeindeautonomie Recht der Gemeinde auf Autonomie (Kemgarantie) 
(Art. 110 f., StGH 1984/14 
LES 1987/36) 

11. Gleichheit Gleichheit (Art . 31) Diskriminierungsverbot in bezug auf EMRK-
Grundrechte (Art. 14). Vgl. Que rfelder 1-9 und 12 
dieser Ubersicht 
Gleichheit der Ehegatten untereinander und in 
bezug auf ihre K inder (Art 5 Prot. No. 7) 

12. Grundrechte-Indivi-
dualbeschwerde 

Recht der Ind ividualbeschwerde an den StGH wegen 
Verletzung verfassungsmässig gewährleisteter Rechte 
(Art. 43 in Verbind ung mit 104 Abs. 1 ) 
Recht der Wahlbeschwerde (Art. 104 Abs. 2) 

Recht auf Beschwerde vor nationaler Instanz (Art 
13) und vor den EMRK-Organen (Art 25 [und Art 
46]) wegen Verle tzung der EMRK-Grundrechte 

ZiL: «Art.» bezieht sich auf FL-Verfassung bzw. auf EM RK und EM RK-Protokolle 

Ad 9: Politische Rechte FL 
a) in Landesangelegenheiten 
Rechte der Aktivbürger (An. 29 Abs. 2 und Art. 39) 
- aktives und passives Wahlrecht Landtag (Art. 29 Abs. 2 und Art. 46 in Verbind ung mit VRG) 
- Stimmrecht: 

- zur Stellung Initiativbegehren betr. Ve rfassung (Art. 64), Gesetze (Art. 64), Auflö sung Landtag (Art. 48 Abs. 3) 
- zur Stellung Referendumsbegehren betr. Ver fassung (Art. 66), Gesetze (Art. 66), Fina nzbeschlüsse (Art. 66) 
- betr. Einberufung Landtag (Art. 48 Abs. 2) 
- betr. Volksabstimmung über Verfassung, Gesetze, Auflösung Landtag aufgrund von Initiativbegehren (Art. 66 Abs. 6 und Art. 48 Abs. 3), 

über Verfassung, Gesetze oder Finanzbeschlüsse aufgrund von Referendumsbegehren oder eines Landtagsbeschlusses (Art. 65 Abs. 2 und 
Art. 66) 

Rechte der Gemeinden 
- zur Stellung Initiativbegehren betr. Verfassung (Art. 64), Gesetze (Art. 64), Auflös ung Landtag (Art. 48 Abs. 3) 
- zur Stellung Referendumsbegehren betr. Ver fassung (Art. 66), Gesetze (Ar t. 66), Finanz beschlüsse (Art. 66) 
- betr. Einberufung Landtag (Art. 48 Abs. 2) 
Recht der Versammlung der Wählergruppen, welcher ein Abgeordneter angehört, zur Abberufung eines Abgeordneten aus wichtigen Gründen aus 
dem Landtag (Art. 47 Abs. 2) 

b) in Gemeindeangelegenheiten -> 
Rechte der Aktivbürger 
- Wahl- und Stim mrecht, Recht der Initiative und des Referendums (Art. 110 und llO bis) 
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II. Kapitel: Die einzelnen Grundrechte 

l.Die verfassungsmässig gewährleisteten Rechte aufgrun d 
der FL-Verfassung 

a) Zum Katalog der FL-Rechte. Ich verweise auf die nebenstehende Synop­
sis. Die 1. Spalte benennt die Grundrechtsbereiche allgemein. Ich bin mir 
bewusst, dass auch andere Gliederungen möglich wären. Klaus Stern belegt 
eindrücklich, nach wieviel unterschiedlichen Kriterien die Grundrechte ein­
geteilt werden können.58 Die 2. Spalte gibt einen Überblick über die verfas­
sungsmässig gewährleisteten Rechte aufgrund der liechtensteinischen Ver­
fassung, die 3. Spalte enthält ein Tableau aus dem Katalog der Grundrechte 
der EMRK und ihrer Protokolle. Vermerkt sei, dass Liechtenstein nur die 
Hauptkonvention (EMRK), nicht aber die Grundrechtsprotokolle zur 
EMRK ratifiziert hat. Die Ratifikation des Protokolls Nr. 6 (Abschaffung 
der Todesstrafe) ist in V orbereitung.58* 

Nun zum Katalog der verfassungsmässig gewährleisteten Rechte 
(2. Spalte der Synopsis). Mehr als einige Bemerkungen sind nicht beabsich-
tigt: 

Die verfassungsmässig gewährleisteten Rechte sind nicht nur solche der 
Landesangehörigen. Vereinzelte Rechte stehen auch anderen Berechtigten 
zu (z. B. Petition der in ihren Rechten oder Interess en Betroffenen, von 
Gemeinden und Korporationen, Art. 42). Ebenso finden sich verfassungs­
mässig gew ährleistete Rechte ausserhalb des IV. Hauptstücks über die 
Grundrechte (Art. 28-44) verstreut an anderen Stell en der Verfassung 
(z. B. Recht der Gemeinde n auf Autonomie ). 

Das 1. Querfeld der Synopsis (Liechtenstein-Spalte) steht leer. Gewiss 
gibt es in diesem fundamentalsten Bereich des Rechts auf Schutz des Lebens 
und der körperlichen Integritä t den gesetzlichen Schutz des Stra frechts. 
Sind die entsprechenden Rechte aber auch als verfassungsmässig gewährlei­
stete Rechte der Landesangehörigen vor dem Staatsgerichtshof geschützt? 
Wenn es richtig ist, dass es in Liechtenstein kein ungeschriebenes Verfas­
sungsrecht gibt, lässt sich dann das leere 1. Querfeld durch andere Grund­
rechte füllen, z. B. durch Ausdehnung des Rechtes der «Freiheit der Per-

58 Stem, m/1, 388 ff. 
58a Unten Anm. 86. 
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son» (2. Querfeld)59 oder durch ein Auffanggrundrecht, etwa vergleichbar 
dem in der Schweiz aus dem Gleichheitssatz abgeleiteten Willkürverbot?60 

Kennt Liechtenstein ein Auffanggrundrecht? Der Staatsgerichtshof hat das 
Gleichheitsgebot (11. Querfeld) relativ eng interpreti ert. 1982 hat er die 
Erstreckung der politischen Rechte auf die Frauen, welche unter Berufung 
auf das Gleich heitsgebot verlan gt worden war, abgelehnt.61 1989 is t der 
Staatsgerichtshof nicht darauf eingegangen, die Frauen in der Frage der Bei­
behaltung des Gemeindebürgerrechts gleich zu beha ndeln wie Männer.62 

Wenn nämlich eine Liechtensteinerin einen Liechtensteiner einer anderen 
Gemeinde heiratet, verliert sie das bishe rige Gemeinde bürgerrecht und 
erwirbt von Gesetzes w egen dasjenige des Mannes. 

Im übrigen verweise ich Sie auf die Lektüre der 2. Spalte der Synopsis. Es 
ist ein beachtliches Tableau von Rechten. Die EMRK dagegen gewährt nur 
einen europäischen Mindeststandard an Grundrechten, doch auf recht 
wirksame Weise. Die Unterschiede zeigen sich wohl erst bei einem Text­
vergleich, wie wir noch sehen werden. Als Anhang zum 9. Querfeld finden 
Sie eine imposante Aufstellung an politischen liechtensteinischen Rechten. 
Auf Seiten der EMRK steht nur das Wörtchen «Wahlfreiheit». Doch 
sicherte dieses eine Wort der EMRK den Männern und den Frauen das 
Wahlrecht. 

Ansonsten ist, Ende der siebziger und Anfang der achtziger Jahre, plötz­
lich eine dynamische Betriebsamkeit in der Praxis des Staatsgerichtshofes 
festzustellen, zurückzuführen auf die Hereinnahme der EMRK 1982. Aber 
auch in rein «liechtensteinischen» Berei chen wird die frühere Zurück­
haltung verlassen. Die verfa ssungsmässig gewährleisteten Rechte werden 
ausgedehnt. So sei zwar «das Initiativrecht der Bürger in Gemeindeangele­
genheiten nicht speziell gewährleistet», das Stimmrecht gemäss Art. llObis 
der Verfassung bein halte jedoch «auch das Recht, auf Gemeinde ebene 
Initiativbegehren zu unterze ichnen und über zustande gekommene Initia­
tivbegehren abzustimmen, soweit die Gesetzgebung (!) das Initiativbegeh­
ren in Geme indeangelegenheiten vor sieht» (19 85).63 Auch das Recht des 

59 Wie z. B. in der Schweiz ; vgl. Mü ller/Müller II, 1. 
60 Müller/Müller II, 12. 
61 Urteil StGH 1982/1-25 vom 28 .4.1982 LES 1983, 69. 
62 Urteil StGH 1988/16 vom 28 .4.1989, LES 1989, 115. 
63 Urteil StGH 1984/2/V (Kun sthaus) vom 15.2.1985 LES 1985, 75; Stotter, Die Verfas­

sung, 168 Ziff. 3; bereits schon Urteil StGH 1981/1 vom 28.8.1981 betr. Helikopterlande-
platz Balzers (unveröffentlicht). 
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Referendums auf Gemeindeebene wurde vom Staatsgerichtshof als ein ver­
fassungsmässig gewährleistetes Recht anerkannt (1 981).64 198 6 wird einer 
Gemeinde das Recht auf Gemeind eautonomie (ungeschriebenes Verfas­
sungsrecht in der Schweiz) als verfassungsmässig gewährleistet zuerkannt, 
u. a. mit den Worten «so ersch eint es als richtig , den Gemeinden zum 
Schutz ihrer Autonomie dort die Legitimation zur Verfassungsbeschwerde 
zuzugestehen, wo sie in ver fassungsrechtlich gewollten und geschüt zten 
Selbstverwaltungsrechten get roffen sind».65 

Fast konträr zur grosszügigen Verfassungsauslegung bei den Grund­
rechten, aber wohl vom selbe n Geiste des Rechtsschutzes für die Indivi­
duen beseelt, erfolgt eine enge Auslegung in Bereichen des formellen 
Rechtsstaates. Der Staatsgerichtshof wacht streng darüber, dass der Stufen­
bau der Rechtsordnung eingehalten wird, und hebt nicht s elten im Nor­
menkontrollverfahren, als «negativer Gesetz- oder Verordnungsgeber», 
Gesetzesbestimmungen als verfassungswidrig und Regierungsverordnun­
gen als gesetzes- oder verfassungswidrig auf.66 Auch überraschend radikale 

M Urteil StGH 1981/1 vom 28.8.1981 betr. Helikopterlandeplatz Balzers (unveröffentlicht). 
65 Urteil StGH 1984/14 vom 28.5.19 86 LES 1987, 36 (38). Der Staats gerichtshof hat die 

Gemeindeautonomie in ihrem Kern gewisse rmassen aus der objek tiven Verfa ssungs­
stellung in die Position eines subjek tiven, verfass ungsmässig gewä hrleisteten Rechtes 
gehoben. In der Paulskirchenverfassung von 1849 figurierte die kommunale Selbstverwal­
tung, die «magna cha rta der deutschen Selb stverwaltung» (Hugo Preuss) unter den 
Grundrechten (§§ 184 f.). Dazu Kühne, 169 ff., 433 ff. Auch die Verfas sung von 1862 
zählte die gemeindliche Selbstverwaltung zu den allgemeinen Rechten und Pflichten der 
Landesangehörigen (§ 22). Erst die Verfassung von 1921 separierte das Gemeindewesen 
(Art. 110 f") vom Ha uptstück über die Grundrechte; die Gemeinden gehören zweifellos 
zum festen Bestand der staatlichen Ordnung (vgl. Art. 1 , 4, 25, 48, 64, 66,110, llObis); 
von Neil, Die politischen Gemeinden. In der Schweiz setzte das Bundesgericht schon sehr 
früh (1876) die Gemeindeautonomie den verfassungsmässigen Rechten der Bürger gleich; 
vgj. Thürer, Daniel, Schweizerische Gemeindeautonomie und die E uropäische Charta 
der kommunalen Selbstverwaltung, in: Festschrift für Otto K. Kaufmann zum 75. Ge­
burtstag, Bern 1989,221 f. mit Nachw.; Zusammenfassung der Entwicklung der Rechts­
sprechung: BGE103 Ia 468 ff. In der Bundesrepublik ist bei Verletzung des Rechtes auf 
Selbstverwaltung die Verfass ungsbeschwerde gegeben, soweit nicht Besch werde beim 
Landesverfassungsgericht erhoben werden kann (Art. 28 und 93 Abs. 1 Ziff. 4 b GG), in 
Österreich ist das Recht auf gemeindl iche Selbs tverwaltung ein verfas sungsgesetzlich 
gewährleistetes Recht (Art. 116 ff. B-VG). 

66 Nachweise (bis 1985) bei Stotter, Die Verfassung, 122 ff., 143 ff.; seit 1986: Urteile StGH 
1985/11/V (kundgemacht in LGB11987/73), 1987/18 (LGB11988/26), 1987/21,22 (LGBl 
1988/41), 1988/20 (LGB l 1989/35), 1988/21 (LG Bl 1989/36), 1989 /11 (LGBl 1989/75), 
1989/3 (LGBl 1989/76), LGBl 1988/22 und 1989 /1 (LGBl 1990/7); Schurti, 305 ff. 
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Kurswechsel sind in der Praxis des Staatsgerichtshofes zu verzeichnen,67 

was der Rechtssicherheit nicht zuträglich ist. Aber alles in allem - nicht un-
beeinflusst von den rechtsstaatlichen Standards der EMRK - hat der Staats­
gerichtshof den liechtensteinischen formellen Rechtsstaat weiterentwickelt, 
unter voller gerichtlicher Ausschöpfung der Normenkontrolle. Zwei Bei­
spiele: 

Nach dem bedeutsamen Urteil des Staatsgerichtshofes vom 2.11.198968 

ist es kla r: Die aufgrund der liechtensteinisch-schweizerischen Vereinba­
rung über die Handhabung der Fremdenpolizei für Drittausländer im Für­
stentum Liechtenstein und über die fremdenpolizeiliche Zusammenarbeit69 

und aufgrund des Zollvertrages in Liechtenstein anwendbaren schweizeri­
schen Vorsc hriften werden in Liechtenstein inne rstaatlich grunds ätzlich 
erst wirksam mit der integralen Kundmachung dieser Vorschriften. Das gilt 
jedenfalls stets dann, wenn die Vorschriften «rechtsetzende Bestimmungen 
enthalten oder zur Rechtse tzung verpflichten oder Rechte und Pflichten, 
insbesondere Straftatbestände, für die Allgemeinheit oder einen grösseren 
Kreis begründen» - dies im Interesse der Rechtssicherheit und der Wah­
rung des Prinzips nulla poena sine lege. Früher war es anders. Nach Art. 2 
und 4 des Einführungs-Gesetzes zum Zollvertrag70 traten einschlägige 
schweizerische Erlasse mit dem Inkrafttreten in der Schweiz auch in Liech­
tenstein ohne Kundmachung ohne weiteres in Kraft. Später wurde, 
gedrängt durch den Staatsgerichtshof, Art. 67 der Verfassung ergänzt 
(LGBl 1985/37) und ein Kundmachungsgesetz (LGBl 1985/41) erla ssen. 
Verfassungs- und Gesetzgeber waren überzeugt, mit der Verfassungs- und 
Gesetzesänderung 1985 eine genügen de Lösung gefu nden zu haben. Es 
wurde für die aufgrun d der fremdenpolizeilichen Vereinbarung und des 
Zollvertrages in Liec htenstein anwendbaren sch weizerischen Rechtsvor­
schriften die Kundmachung der Titel dieser Vorschriften, die Angabe der 
Fundstellen und das Auf liegen der vollen Vorschnftstexte in der Regie­

67 Im Kontrast zur bisherigen Praxis hat der Staatsgerichtshof im Bereiche der Eingriffsver­
waltung (Diszi plinarmassnahme am Liechtensteinischen Gymnas ium) eine gesetzlich 
kaum gedeckte VO als nicht verfassungs- oder gesetzwidrig erklärt. Die Verfassungsrege­
lung des Verordnungsrechtes und des Legalitätsprinzips von Art. 92 Abs. 1 der Verfas­
sung lasse «mehr eine funktionale und kooperative Struktur der Staatsorgane, als ein nor-
mativ-positivistisches Trennungssystem erkennen» (Urteil StGH 1986/7 vom 5.5.1987 
LES 1987, 141). 

68 StGH 1988/22 LE S 1990,1. 
69 Vereinbarung vom 6.11.1963, LG Bl 1963/39. 
70 LGBl 1924/11. Bestätigt durch Urteil StGH vom 30.1.1947 ELG 1947-54,191 ff. (201-

206). 
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rungskanzlei verlangt. Der Staatsgerichtshof legt nun das Kundmachungs­
gesetz strenger aus.71 Eine integrale Veröffentlichung von wohl hunderten 
von Erlassen wird, aufgrund des ergangenen Urteils des Staatsgerichtsho­
fes, folgen müssen. Die Bestimmungen von Art. 2 und 4 des Einführungs-
Gesetzes zum Zollver trag sind entsprechend derogiert. 

Zweites Beispiel: Mit Urteil vom 27.4.1989 hat der Staatsgerichtshof den 
letzten Satz von Art. 13 des Gesetzes zur Kontingentierung der Milchpro­
duktion72 lautend «Diese (die Regierung) entscheidet endgültig» als verfas­
sungswidrig aufgehoben.73 Am 3.11.1989 kassie rte der Staatsgerichtshof 
auch Art. 29 letzter Satz («Die Regierung entsch eidet endgültig») des 
Gesetzes zur Förderung des Wohnungsbaues.74 Solche Klauseln hat der 
Gesetzgeber im Laufe der letzte n dreissig Jahre in verschiedene Gesetze, 
vorab solche der Leistungsverwaltung, aufgenomm en. Er glaubte, dies 
gestützt auf Art. 97 der Verfassung tun und den Verwaltungsgerichtsweg 
an die Verwaltungsbeschwerde-Instanz ausschliessen zu dürfen. Art. 97 
Satz 1 lautet: 

«Soweit das Gesetz nichts anderes bestimmt, unterliegen sämtliche Ent­
scheidungen oder Verfügungen der Regierung dem Rechts mittel der 
Beschwerde an die Verw altungsbeschwerde-Instanz.» 

Der Staatsgerichtshof hat nun entschieden, dass im Prinzip immer eine 
verwaltungsgerichtliche Prüfung offenstehen muss. Wo nicht in Spezialge­
setzen der Staatsgerichtshof selbst als Verwaltungsgerichtshof eingesetzt ist, 
muss die Beschwerde an die Verwaltungsbeschwerde-Instanz gewährlei­
stet sein. Der Gesetzgeber hat inzwischen alle entsprechenden Klauseln, 
wonach die Regierung endgültig entscheidet und die in diversen Gesetzen 
Aufnahme gefunden haben, aufgehoben.75 Dies bedeutet eine weitere Ab­
sicherung der formellen Rechtsstaatlichkeit. Folgerichtig muss wohl auch in 
jenen Fällen, in denen an Stelle der Kollegialregierung besondere Kommis­
sionen eingesetzt sind (Art. 78 Abs. 3 Verf) und soweit diese nicht selbst als 

71 Urteil StGH 1988/22 LES 19 90, 7. 
72 G vom 20.5.1987, LGBl 1987/28 . 
73 Urteil StGH 1980/20 LES 19 89, 125. 
74 G vom 30.6.1977, LGBl 1977/46. Urtei l StGH 1989 /11 LES 1990, 68. 
75 LGBl 1990/37-42; vgl. Bericht und Antrag der Regierung an den Landtag Nr. 15/1990 

vom 27.3.1990 samt Nachtrag Nr. 34/1990 vom 16.5.1990. 
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unabhängige Tribunale betrachtet werden können, der Beschwerdeweg an 
die Verwaltungsbeschwerde-Instanz gegeben sein.76 

So steht im Prinzip immer ein Verfahren vor einem unabhängigen 
Gericht mit voll er Kognition als Sach- und Rechtsinstanz offen, je nac h 
Gegenstand der Rechtsanwendung ein Zivil-, Straf- oder Verwaltungsge­
richt. Zuoberst fungiert der Staatsgerichtshof als authentischer Verfas­
sungsausleger (Art. 112) und als Hüter des gesamten Stufenbaues der staatli­
chen Normen, der Normen des Gesetz- und Verordnungsgebers auf ihre 
Gültigkeit überprüft und sie bei Stufenwidrigkeit für jedermann verbindlich 
wie ein negativer Gesetzgeber wieder aufhebt. Dieses rechtsstaatliche Nor-
menkontrollsystem ist, abgesehen von der Zulassung der grundrechtlichen 
Individualbeschwerde, sozusagen österreichischer als das öste rreichische 
Vorbild. Dazu kommt, dass der Staatsgerichtshof nicht nur reaktiv (Kassa­
tion von Normen) tätig wird, sondern präventiv für die Gesetzgebung weg­
weisende Gutachten ersta tten kann (Art. 16 StGHG). 

Wenn wir das ebenso eindrückliche Bild der liechtensteinischen politi­
schen Grundrechte (Anhang zum 9. Querfe ld der Synopsis) betrachten, 
fragen wir uns, ob in der Verfassung von 1921 nicht gewisse Antinomien 
angelegt wurden. Einerseits sollten die demokratischen und direkt-demo­
kratischen, vor allem legislatorischen Rechte ausgebaut werden - nach dem 
Vorbild der Schweiz. Andererseits wurde der formelle, gerichtlich abge­
stützte Rechtsstaat in ausge prägter Weise nach öster reichischem Muster 
eingerichtet, um die Rechtssetzer und etwaige ungebundene exekutivische 
Kompetenzen in die geschlossene und gestufte Rechtsordnung einzu­
passen. 

Nun beisst der ger ichtliche Rechtsstaat die Demokratie wie auch den 
monarchischen Mitgesetzgeber. Bemerkenswerterweise kann z.B. das 
schweizerische Bundesgericht die von der demokr atischen Gewalt, vom 
Parlament oder Volk, erlass enen Bunde sgesetze nicht auf deren Verf as­
sungsmässigkeit prüfen, geschweige denn aufheben. Und Grossbritannien 
mit der Suprematie des Parlamentes besitzt überhaupt keine Verfassungs­
gerichtsbarkeit. Ein etwaiger judizieller Aktivismus wird besonders dort auf 
Grenzen stossen, wo Normen fehlen und die gen erell verbindliche Aus­
legung durch den Staatsgerichtshof so oder anders ausfallen kann, wo der 

76 Kein Rechtsmittel ist gegeben gegen Entscheidungen der Landesgrundverkehiskommis-
sion, der Beschwerdekommission für Bodenverbesserung, der Beschwerdekommission 
in Landumlegungsverfahren; vgl. Will e, Herbe rt, Organisation und Zuständigkeit der 
Verwaltungsbehörden, Arbeitspapier für den Treuhänderkurs 1985/86, 33 f. 
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Staatsgerichtshof gedrängt wird, an die Ste lle des Verfa ssungsgebers zu 
treten. 

Oder sind die Probleme vordergründiger, wenn Gesetze und Verord­
nungen durch den Staatsgerichtshof aufgehoben werden? Angelegt in der 
Kleinheit und im Ungenügen des leg islativen Appara tes? Im Mangel an 
Kraft oder an der Möglichkeit zu Reformen (z. B. hohes Beschlussquorum 
im Landtag, Sanktionserfordernis), so dass Verfassung und Gesetze unzu­
reichend weiterentwickelt werden und Fragen auf den Staats gerichtshof 
zukommen, die an sich nicht sei n Geschäft sind? Lie gt es, wenn in der 
Praxis des Staatsgerichtshofes gewissermassen neues Verfassungsrecht 
geschrieben wird und Kurswechsel erfolgen, in der Kleinheit des judikati­
ven Apparates begründet, in der Zusammensetzung der Gerichtshöfe mit 
Liechtensteinern, Österreichern und Schweizern und ihrem unterschiedli­
chen rechtskulturellen Hintergrund, in der Mitwirkung der nebenam tli­
chen Richter, die sich nur unzureichend mit dem anfallenden Stoff befassen 
können, in der ungenügenden wissenschaftlichen Verarbeitung der Ent­
scheidungspraxis ? 

Erinnert sei hier auch an die ein Gericht übersteigende Befugnis der Ver-
waltungsbeschwerde-Instanz, sich im exekutivischen Ermessensbereich an 
die Stelle der Regierung als Verwaltungsbehörde zu setzen. Das Problem ist 
noch aktueller geworden, seitdem der Staatsgerichtshof in zwei überein­
stimmenden Urteilen (vgl. oben Anm. 73 und 74), die «generelle verwal­
tungsgerichtliche Überprüfung aller Verwaltungsakte durch unabhängige 
Kollegialgerichte (Tribunale)» verlangt hat. 

Wo jeder der Gewalten (Volk, Monarch, Verwaltungsbeschwerde-
Instanz, Staatsgerichtshof) so viel Rechts-und Vetomacht zusteht, ist Mass 
von allen Be teiligten geford ert. Sonst wird aus der Separation oder der 
distribution des pouvoirs (Montesquieu)77 eine confusion des pouvoirs oder 
ein Zustand, in dem die ein e Gewalt die andere blo ckiert oder an deren 
Stelle tritt. Arno Waschkuhn hat das Wort von der «plurivalenten Verfas­
sung» verwendet. 

Verweilen wir am Ende dieses Abschnittes noch be i einzelnen verfas­
sungsmässig gewährleisteten Rechten besonderer Art. Dem Recht auf Peti­
tion an den Landtag 77' (3. Querfeld der Synopsis) steht auf der Seit e der 

77 Riklin, Alois, Mo ntesquieus freiheitliches Staatsmodell. Die Iden tität von Machtteilung 
und Mischverfassung, in: Pol itische Vierteljahresschrift, 1989/3, 432 f. 

771 Allgäuer, Thomas, Die parl amentarische Kontrolle über die Regierung im Fürstentum 
Liechtenstein, LPS 13 (19 89), 123 ff. 
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EMRK kein entsprechendes Recht gegenüber. Die Petition hat zwei 
Gesichter. Die eine Form der Petition ist in Art. 42 der Verfassung (§ 20 
Verf 1862) verankert. Das andere Petitionsrecht, dem Landesfürsten Män­
gel und Missbräuche in der Staatsverwaltung im Wege der Vorstellung oder 
Beschwerde direkt zur Kenntnis zu bringen und ihre Abstellung zu bean­
tragen (Art. 63 Abs. 2 und 74 lit. e Verf; bzw. §§ 42 und 113 lit. e Verf 1862), 
dürfte historisch aus dem Recht der Stände herrühren, Petitionen gegen­
über dem Landesherrn, der die Staa tsgewalt innehatte, vorzu bringen.78 

Diese Art subjektiver Rechte der Stände hat sich im Verfassungsstaat schon 
1862 in eine Organ-Zuständigkeit des Landtages bzw. des Landesausschus­
ses gewandelt. Diese ist aber obsolet geworden, seitdem der Landtag 1921 
ein direktes Kontrollrecht über die Verwaltung erlangt hat (Art. 63 Abs. 1 
[LGBl 1989/65] und Abs. 3 und 4 sowie Art. 71 und 74 lit. a und b Verf). 

Im Anhang über die politischen Rechte (zum 9. Querfeld der Synopsis) 
ist das Recht der Versammlung der Wählergruppen zur Abberufung eines 
Abgeordneten aus wichtigen Gründen aus dem Landtag (Art. 47 Abs. 2 
Verf) aufgeführt. An diesem ve rfassungsmässig gewährleisteten Recht is t 
verschiedentlich Kritik geübt worden.79 Das Recht der Versammlung von 
Wählergruppen (Partei) zur individuellen Abberufung eines Abgeordneten 
während seiner Mandatsdauer stel lt die Pa rtei über das W ahlvolk. 

Ein verfassungsmässig gewährleistetes Recht eigener Art stellt das Recht 
der Individualbeschwerde an den Staatsgerichtshof (12. Querfeld) dar. Es 
ist ein a kzessorisches Recht. Es kann nur zusammen mit ein em anderen 
verfassungsmässig gewährleisteten Recht gelte nd gemacht werden. Aber 
das Recht der Beschwerdeführung ist ein Recht (Art. 43 in Verbindung mit 
Art. 104 Abs. 1), es ist mehr als die einem Grundrecht bloss inhärente pro­
zessuale Qualität. Würde beis pielsweise ein G efangener daran gehindert, 
Mängel eines Strafverfahrens vor dem Staatsgerichtshof zu rügen, könnte 
es sich ergeben, dass der Staatsgerichtshof eine Verletzung von verfassungs­
mässigen Stra fverfahrensvorschriften verneint, aber eine Verletzu ng des 
verfassungsmässig gewährleisteten Rechtes auf Besch werdeführung fest­
stellt. Das Recht der Wahlbeschwerde gegen die Landtagswahl (Vorberei­
tung Wahlvorgang, Ermittlung des Wahlergebnisses) an den Staatsge­
richtshof als Wahlgerichtshof (Art. 46 Abs. 4, 59 und 104 Abs. 2 Verf; Art. 
64-66 VRG) steht nur einer Wählergruppe zu, die Wahlvorschläge für die 

78 Hempfer, Walter, Petit ionsrecht, in: Sta atslexikon, Bd. 4, 367. 
79 Vgl. Batliner, G erard, Zur h eutigen Lage des liec htensteinischen Pa rlaments, 75 ff. 
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angefochtene Wahl eingereicht hat Ebenso kann - nach dem Gesetz - ein 
Stimmberechtigter bei der Verwaltungsbeschwerde-Instanz die Nichtiger­
klärung einer Abstimmung beantragen (Art. 74 VRG). Über Einsprachen 
wegen Aufnahme oder Nichtaufnahme in das Verzeichnis der Stimmbe­
rechtigten für Wahlen und Abstimmungen entscheidet in letzter Instanz die 
Verwaltungsbeschwerde-Instanz (Art. 9 ff. VRG). Wenn jedoch in Grund­
rechtspositionen des politischen Wahl- und Stimmrechts eingegriffen wird, 
wird die Individualbeschwerde an den Staatsgerichtshof offenstehen. Ein 
solches Verfahren wird gegebenenfalls die Wahl oder Abstimmung nicht 
aufhalten, und die Feststellung einer Verletzung wird auf die Gültigkeit der 
Wahl oder Abstimmung keinen Einfluss haben, sofern die Wahl oder 
Abstimmung nicht von Antragsberechtigten angefochten und das Verfah­
ren hängig ist. Einen Sonderfall stellen die Ansprüche des ungesetzlich oder 
erwiesenermassen unschuldig Verhafteten oder unschuldig Verurteilten auf 
gerichtlich zu bestimmende Entsch ädigung gemäs s Art. 32 Abs. 3 der 
Verfassung dar, die, wie die Ansprüche aus Art . 109bis der Verf assung 
generell, nach dem Gesetz über die Amtshaftung (LGBl 1966/24,1983/7) 
vor dem Obergericht und dem Obersten Gerichtshof geltend zu machen 
sein dürften. 

b) Der persönliche Geltungsbereich. Es ist schon offenkundig geworden, dass 
die verfassungsmässig gewährleisteten Rechte nicht ausschliesslich den 
Landesangehörigen, sondern je nach Typus und Eignung auch anderen 
Berechtigten zustehen . Das Recht der Ausländer auf Gleich behandlung 
(Art. 31) wird durch die Staatsverträge und in Ermangelung solcher durch 
das Gegenrecht bestimmt. Rechte wie der Gleichheitssatz (Art. 31), die Un­
verletzlichkeit des Privateigentums (Art. 34 f.), die Handels- und Gewerbe­
freiheit (Art. 36), das Vereins- und Versammlungsrecht (Art. 41), das Recht 
auf Beschwerd eführung (Art. 43) stehen auch inländischen jurist ischen 
Personen des Privatrechts zu.80 Die Vermögensrechte der Religionsgesell­
schaften und religiösen Vereine an ihren für Kultus-, Unterrichts- u nd 
Wohltätigkeitszwecke bestimmten Anstalten, Stiftungen und sonstigen 
Vermögenheiten sind gewährleistet (Art. 38). Die römisch-katholische 
Landeskirche geniesst eine besondere Stellung (Art. 37 Abs. 2). Wähler­
gruppen haben das Recht der Wahlbeschwerde (Art. 46,59 und 104 Abs. 2; 
Art. 64-66 VRG) und der Abberufung von Abgeordneten (Art. 47 Abs. 2). 

80 Vgl u.a. Stotter, Gesamtverzeichnis liechtensteinischer Rechtsmittelentscheidungen . 
1985-87,123 Ziff. 20; Urtei l StGH 1989/3 LES 199 0, 45. 
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Jedermann, die Gemeinden und Korporationen besitzen das Petitionsrecht 
an den Landtag (Art. 42). Die politischen Rechte, die Einberu fung des 
Landtages (Art. 48 Abs . 2) oder die Abhaltung einer Volksabstimmung 
über die Auflösung des Landtages (Art. 48 Abs. 3) zu verlangen oder Ver­
fassungs- und Gesetzesinitiativbegehren oder Referendumsbegehren 
(Art. 64 und 66) zu stellen, können ebenso von den Gemeinden in 
Anspruch genommen werden. Den Gemeinden ist das Recht auf den 
Kerngehalt der Gemeindeautonomie zuerkannt.81 Problematisch dürfte -
seit der Anerkennung der Gemeindeautonomie als Grundrecht - das neu­
liche Urteil des Staatsgerichtshofes sein,82 das unter Berufung auf die frühere 
Rechtsprechung die Besc hwerde einer Gemeinde wegen Ver letzung der 
Gemeindeautonomie aus dem Grund der fehlenden Beschwerdelegitima­
tion zurückweist, weil die Gemeinde im Ausgangsverfahren als Unterbe­
hörde beteiligt gewesen sei. Wenn der Gemeinde das Recht auf Autonomie 
zusteht, besitzt sie ung eachtet ihrer Stellung im Ausgangsverfahren nach 
Erschöpfung des Instanzenzuges das Recht der Beschwerde an den Staats­
gerichtshof. Der Staatsgerichtshof mag eine Beschwerde abweisen, sofern 
im konkreten Fa ll Gemeindeautonomie gar nicht ge geben oder in deren 
Kerngehalt nicht eingegriffen worden ist, die Beschwerde aber nicht man­
gels Legitimation und obendr ein prozessual zurückweisen. 

c) Auslegungsfragen. Sie bedürften einer vert ieften Studie . Der Staatsge­
richtshof hat sich nur sparsam, punktuel l, oft nur andeutungsweise mit 
methodologischen Fragen der Verfassungsauslegung als solcher befasst.83 

81 Vgl. oben Anm. 65. 
82 StGH 1989/7 vom 3.11.1989 LES 1 990, 55. 
83 Der Staatsgerichtshof folgt der systematischen, der grammatischen und der historischen 

Auslegung (StGH 1982/1-25 LES 1983, 69 ff.). Die Verfassung muss «als Ganzes ausge­
legt werden, und die verschiedenen Bestimmungen der Verfassung sind so zu deuten, dass 
sie möglichst miteinander zu ha rmonisieren sind» (StGH 1982/39 L ES 1983,118; auch 
Gutachten StGH 1980/9 LES 1982, 10). Verf assungsmässige Gleichheitsansprüche, die 
sich nur aus Programmsätzen und Zielbestimmungen ableiten lassen, sind im Rahmen der 
Verfassungsgerichtsbarkeit nicht erzwingbar (StGH 1989/9/10 LES 1990,68). Der Staats­
gerichtshof verneint das Bestehen ung eschriebenen Verf assungsrechts (StGH 1970/2 
ELG1967-72,259), leitet aber verschiedene Prinzipien aus der Verfassung ab: neben den 
unmittelbar aus der Verfassung folgenden Prinzipien der Demokratie und der Monarchie, 
dem Prinzip des Rechtsstaates und der Gewaltenteilung und dem aus dem Gleichheitssatz 
fliessenden Prinzip des Willkürverbotes auch das Gebot der Verhältnismässigkeit (StGH 
1989/3 LES 1990, 47; 1986/11 LES 1988, 48 f.; 1977/9 LES 1981, 55; 1977/8 L ES 1981, 
52 f.). Der Grundsatz von Treu und Glauben gilt ebenso im privaten wie im öffentlichen 
Recht (StGH 1984/2 LES 1985,65 ff.; 1979/7 LES 1981,116 f.; 1977/1 ELG 1973-78,420). 
Vgl. Schurti, 7 ff.; Willoweit, Dietmar, Die Stellvertretung des Landesfürsten als Problem 
des liechtensteinischen Verfassungsverständnisses, in: LPS 1 1 (19 85), 119 ff. 
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Eine Methodenlehre wird sich ausser an den Gemeingut gewordenen Prin­
zipien auch am spezifischen liechtensteinischen Aufbau der Verfassung, der 
sich vom schweizerischen und österreichischen unterscheidet, orientieren 
müssen. Unsere Verfassung trägt, ausser den Merkmalen der elliptischen 
Staatsform, plurivalente Züge, deren Elemente in ihrem heutigen System-
und Sinnzusammenhang zu deuten sind. 

Historisch gesehen haben sich in der Verfassung verschiedenste Schich­
ten zusammengefugt. Einzelnes Normengut hat, samt dem monarchischen 
Prinzip, seinen Ursprung in vorabsolutistischer Zeit (z. B. Petitionsrecht an 
den Fürsten [Art. 63 Abs. 2], die Einrichtung der Erbhuldigung [Art. 13 
Abs. 1, 51 Abs. 1]). Vieles stammt aus dem 19. Jahrhundert (Auslegung der 
Verfassung durch eine Art Pakt zwischen dem Landesherrn und dem 
Landtag [Art. 112], Verfügung über die Aktiv en der Landes kasse durch 
Fürst und Landtag [Art. 70], za hlreiche sonstige konstitutionelle Bestim­
mungen der Verfassung 1862). Wesentliches ist 1921 neu hinzugekommen 
(z. B. zusätzliche politische Rechte der Demokratie, Stufenbau der Rechts­
ordnung, Legalitätsprinzip, Verwaltungs- und Verfassungsgerichtsbarkeit). 
Einzelne Schichten sind liechtensteinisch-spezifisch, andere verbinden uns 
mit dem süddeutschen, schweizerischen oder österreichischen Kulturraum 
und darüber hinaus. Bei den Grundrechten steht Zeitgemässes neben 
Unzeitgemässem (z. B. Mög lichkeit der Abberufung von Abgeordneten 
aus dem Landtag). Die politischen Rechte sind stark entfaltet, die übrigen 
verfassungsmässig gewährleisteten Rechte sind nicht wenige, aber - wie erst 
eine Texdektüre zeigt - zum Teil überaus vage formuliert und grundsätzlich 
nur den Landesangehörigen zustehend; dabe i handelt es sich meist um 
reine Abwehrrechte, und, von wenigen Ausnahmen (z. B. Rechte auf Ver­
fahrensgarantien) abgesehen, nicht um Leistungs- und Drittwirkungs-
rechte. 

Besonders im Bereich der unbestimmt formulierten Grundrechte bringt 
die EMRK eine willkom mene Präzi sierung. Ausländ er und Staatenlose 
sind fortan gleichermassen Grundrechtsträger wie die Landesangehörigen. 
Die Regierung schreibt im Bericht an den Landtag betreffend die EMRK,84 

dass die durch die Konvention garantie rten Grundrechte «entweder in 
unserer Verfassung festgeschrieben oder gesetzlich verankert» sind, dass 
die Konvention aber «zu einer verstärk ten Verankerung der Menschen­
rechte und Grundfreiheiten in der liechtensteinischen Rechtsordnu ng» 
führt. Und die liechtensteinische Auslegung und Anwendung der EMRK-
Grundrechte wandert - wie wir noch sehen werden - inskünftig notwendi­
gerweise mit der jenigen der Strassburger Rechtssprechung mit. 
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2. Die EMRK-Grundrechte 
Die EMRK (vgl. rechte Spalte der Synopsis) besteht aus der Hauptkonven­
tion und den Protokollen. Authentisch sind der englische und der franzö­
sische Wortlaut (Art. 66 Schlussklausel EMRK). Die Verhandlungssprache 
in den Organen ist englisch und französisch. Die Entscheide und Berichte 
der Kommission ergehen in einer der beiden, die Urteile des Gerichtshofes 
in beiden Sprachen. 

a) Zum Katalog der Grundrechte. Ich kann im folgenden nur wenige 
Aspekte beleuchten und, wo ich auf die Rechtssprechung der Strassburger 
Organe eingehe, nur selektiv auf einige Fälle und Entscheide aufmerksam 
machen. Im übrigen muss ich Sie auf die Lektüre der Grundrechtstexte ver­
weisen. 

Recht auf Schutz des Lebens (1. Querfeld der Synopsis): Abgesehen von 
der Vollstreckung eines Todesurteils, vom Falle der Notwehr und von Fäl­
len des Aufruhrs oder eines Au fstandes ist das Leben ab solut, auch bei 
einem Notstand, geschützt. Ob auch und in welchem Umfange das unge­
borene Leben den Schutz der EMRK genie sst, ist bishe r nicht ent schie­
den.85 Die Amerikanische Mensch enrechtskonvention enthält den Satz, 
dass das Recht auf Achtung des Lebens «im allgemeinen vom Augenblick 
der Empfängnis an» gi lt (Art. 4 Abs. 1). 

Abschaffung der Todesstrafe: Der Europarat hat ein Protokoll (Nr. 6) 
zur EMRK vorgelegt. 14 Staaten haben sich auf das Protokoll bereits ver­
pflichtet. Liec htenstein hat auf den 1. Januar 1989 die To desstrafe abge­
schafft. Die Regierung beabsichtigt nun, das Protokoll Nr. 6 nach Zustim­
mung durch den Landtag ratifizieren zu lassen.86 Die Volls treckung eines 
Todesurteils löscht eine menschliche Existenz aus, sie trifft aber auch die 
Familienangehörigen; alle Mita gierenden, Gesetzgeber, die Richter, der 
Vollstrecker, die ganze Gesellschaft, in der ein Todesurteil gefallt und voll­
streckt wird, ist einbezogen. Menschenrechte haben immer einen starken 
Bezug zu Einzelschicksalen. Mit der Abschaffung der Todesstrafe und der 
Ratifikation des Protokolls Nr. 6 zeigt sich Liechtenstein solidarisch mit den 
übrigen Staaten der Konvention.87 

84 Bericht und Antrag vom 1.6.1982 an den Landtag betr. die Zustimmung zur EMRK, 19. 
85 Frowein/Peukert, 21 f.; Cohen-Jonathan, 281 ff. 
86 Bericht und Antr ag vom 26.6.1990 an den Landtag, Nr. 58/90. 
87 Urteil Soering, GH 161, 40 (§ 102). 
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Folterverbot (1. Querfeld Synopsis): Niemand darf nach Art. 3 der Fol­
ter oder unmenschlicher oder erniedrigender Strafe oder Behandlung un­
terworfen werden. Jens Soering, ein deutscher Staatsangehöriger, der 
wegen eines im Alter von 18 Jahren angeblich begangenen Doppelmordes 
im US-Staat Virginia beschuldigt war, sollte aus britischer Auslieferungshaft 
aufgrund eines Auslieferungsabkommens an die USA ausgeliefert werden. 
Da erklärte der Europäische Gerichtshof für Menschenrechte in einem ein­
stimmig gefällten Urteil, dass die Auslieferung an die USA eine Verletzung 
von Art. 3 der Konvention bedeuten würde. Zwar sei die Verhängung der 
Todesstrafe auch nach der EMRK nicht ausgeschlossen und die US-Juris-
diktionsgewalt entziehe sich der Verantwortung der EMRK-Konventions-
staaten, doch bestehe das Risiko, dass Jens Soering in Virginia zum Tode 
verurteilt würde. Dies hätte nach den Erfahrungen im Bundesstaat Virginia 
zur Folge, dass er nach einer Verurteilung sechs bis acht Jahre bis zur Hin­
richtung warten müsste. Solche Haftbedingungen und das dadurch 
bekanntermassen erzeugte sog. Todeszellensyndrom seien mit Art. 3 der 
EMRK nicht verein bar, sogar schon die Ausli eferung als solche, die das 
Risiko eines irreparablen Fortganges des Verfahrens in Gang setze, würde 
in Anbetracht der Schwere des involvierten Rechtsgutes gegen Art. 3 der 
EMRK (Verbot unmenschlicher oder erniedrigender Strafe oder Behand­
lung) Verstössen.88 

Recht auf einen fairen Prozess vor einem unparteiischen und unabhängi­
gen Gericht innerhalb einer angemessenen Frist (3. Querfeld der Synopsis): 
Im Falle Bock erklärte der Gerichtshof, dass in den besonderen Umständen 
des Falles ein Ehescheidungsprozess, der neun Jahre dauere, einen «schwe­
ren Angriff auf die menschliche Würde» ergeben habe.89 Die Konventions­
organe haben für Zivil- und Strafprozesse drei Kriterien entwickelt, nach 
denen die Angemessenheit der Verfiahrenslänge zu messen ist: Schwierig­
keit des Falles, Verhalten des Beschwerdeführers sowie Behandlung des 
Falles durch die Behörden. Im Strafverfahren werden diese Kriterien stren­
ger angewendet als in Zivilsachen. Eine grosse Zahl von Verletzungen von 
Art. 6 EMRK resultiert daraus, dass nicht in angem essener Frist Recht 
gesprochen wird.90 

88 GH 161, 34 ff. (§§ 87 ff., bes. 101-104,111). 
89 GH 150, 23 (§ 48). 
90 Miehsler/Vogler, in: Inte rnationaler Kommentar zur EM RK, Art. 6, 103 ff.; Frowein/ 

Peukert, 156 ff.; Cohen-Jonathan, 419 ff. 
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Noch strikter und zunehmend strikter a ngewendet sind die An forde­
rungen, wenn der Beschwerdeführer in Untersuchungshaft gehal ten ist 
(Recht auf Sicherheit, 2. Querfeld der Synopsis). Neben dem hinreichen­
den Verdacht, dass der Verhaftete eine strafbare Handlung begangen hat, 
müssen spezifische und auf die konkreten Fakten bezogene Gründe ange­
geben werden, die absch liessend bezeichnet sind: Gefahr der Wieder­
holung der Tat, Fluchtgefahr oder Gefahr der Beeinflussung von Zeugen 
und der Zerstörung von Beweismitteln. Besond ers nach Verlauf einer 
gewissen Zeit genügt es nicht, die Inhafthaltung mit dem Schutz der öffent­
lichen Ordnung oder der Komplexität des zu untersuchenden Falles zu be­
gründen. Das Vorhandensein schwerwiegender Indizien der Schuld eines 
Angeklagten genügt allein nicht zur Aufrechterhaltung der Untersuchungs­
haft. Die Untersuchung ist im Falle der Untersuchungshaft mit besonderer 
Sorgfalt zu leiten, es ist die Unschuld des Angeklagten bis zu seiner allfälli­
gen Verurteilung zu vermuten, und Art. 5 Abs. 3 EMRK bezw eckt, die 
Untersuchungshaft zu beenden, wenn die Inhafthaltung aufhört, vernunft-
mässig zu sein. Es ist darauf zu achten, dass die Haft nicht den Charakter 
einer Art vorweggenommener Strafe annimmt und die Unschuldsvermu­
tung abschwächt.91 

Ein Verarr estierter ist unve rzüglich (promptly, aus sitöt) dem Richter 
vorzuführen, und ein Polizeigewahrsam von vier Tagen und sechs Stunden 
wird selbst unter den Bedingungen der Terrorismusbekämpfung als Ver­
stoss gegen die Ko nvention angesehen.92 

Bei einer Haftbeschwerde ist raschmöglichst (speedily, ä bref delai), d. h. 
innert weniger Tage oder Wochen, über die Rechtmässigkeit der Haft zu 
entscheiden (Habeas Corpus).93 Im Falle der Internierung von Geisteskran­
ken muss die gerichtliche Haftkontrolle in vernünftigen Abständen statt­
finden.94 

Der Anspruch eines jeden auf Achtu ng seines Privat- und Familienle­
bens, seiner Wohnung und seines Briefverkehrs ist in dieser Form eine 
glückliche Erfindung des Völkerrechtes (5. Querfeld der Synopsis): Art. 8 
bringt einen beachtlichen Schutz der Familie. Das Zusammensein von 

91 Berichte KOM vom 3.7.1990 Toth/Österreich, §§ 71 ff.; vom 10.7.1990 Clooth/Belgien, 
§§ 64ff.; vom 8.6.1990 Kemmache/Frankreich, §§ 50ff., mit Nachw. 

92 Urteil Brogan u. a., GH 145 B, 33 f. (§ 62). 
93 Frowein/Peukert, 100 f. 
94 Frowein/Peukert, 98. 
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Eltern und Kindern stel lt ein grun dlegendes Element des Familienlebens 
dar, und ein Kind kann von den Eltern durch Fürsorgebehörden nur 
solange und in dem Umfange getrennt werden, als es z. B. das Interesse der 
Gesundheit oder der Moral notwendig macht Die Gründe für den Eingriff 
müssen zutreffend und genügend sein; da die Aufspaltung einer Familie 
durch die Behörden einen sehr schweren Eingriff darstellt, muss eine solche 
Massnahme im Intere sse des Kindes liegen und genüge nd Gewicht und 
Solidität haben. Daher sind beispielsweise Besuchsrechte der Eltern wäh­
rend der Trennung sicherzustellen, damit faktisch die Beziehungen zwi­
schen Eltern und Kindern nicht abbrechen; die Eltern müssen ihre Rechte 
auch prozedural wirksam und rechtzeitig geltend machen können.95 Eine 
erbrechtliche Diskriminierung illegitimer Kinder geg enüber legitimen im 
Verhältnis von Grosseltern , Eltern und Kindern ist unzulässig (Art. 8 in 
Verbindung mit Diskriminierungsverbot), ebenso eine besitzrechtliche 
nach Erbhöfegesetz (Art 1 Prot No. 1 in Verbindung mit Diskriminie­
rungsverbot).96 

Graham Gaskin verbrachte nach dem Tode seiner Mutter nahezu seine 
ganze Kindheit und Jugend bei verschi edenen Pflegeeltern. Grossjä hrig 
geworden, verlangte er die Fürsorgeakten, die die Behörde nach nationa­
lem Recht vertraulich zu behandeln hatte, zur Einsichtnahme heraus. Der 
Richter verweigerte die Herausgabe eines Teils dieser Akten, ohne für ein­
zelne Aktenstücke eine Güterabwägung bezüglich der Herausgabe oder 
Nichtherausgabe vorgenommen zu haben. Darin sahen Kommission und 
Gerichtshof eine Verletzung des Privat- und Familienlebens. Nach Auffas­
sung der Kommission ersetzten die Akten gleichsam die Erinnerungen und 
die Erfahrung, die sonst die Eltern einem Kinde weitergeben.97 Nach neue­
sten Stellungnahmen der Kommission stellt die Ausweisung eines Auslän­
ders der sog. zweiten Generation, der sich strafbarer Handlungen (Usurpa­
tion der Identität, Diebstahl, Hehlerei) schuldig gemacht hat, in sein Hei­
matland Algerien, dessen Sprache ihm fremd ist und zu welchem er keine 
familiären oder sonstigen gesellschaftlichen Bande besitzt, während gleich­
zeitig alle familiären und sozialen Beziehungen ihn mit Frankreich verbin­

95 Z. B. Urteile W./Vereinigtes Königreich, GH 121,27-29 (§§ 59,62-65); Olson, GH 130, 
29, 32 f. (§§ 59, 68, 72); Bericht KOM vom 15.3.1990 Nyberg/Schweden, § 108. 

96 Urteile Marckx, GH 31, 25 f. (§§ 56 f.); Bericht KOM vom 5.4.1990 Vermeire/Belgien, 
§§ 43-45; Inze, GH 126,18 f. (§§ 41 ff.). 

97 Urteil Gaskin, GH 160, 20 (§ 49); hiezu Ber icht KOM vom 13.11.1987, §§ 87, 90 f. 
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den, eine Verletzung der Achtung des Familienlebens dar. Die Kommission 
deutet an, dass in der Ausweisung auch eine Verletzung der Achtung des 
Privatlebens liegen könnte (Liechtenstein hat in bezug au f die Ausl änder 
zwar einen Vor behalt zum Recht auf Achtung des Fam ilienlebens, aber 
nicht auf Achtung d es Privatlebens erklärt).98 

Praktisch keine Bedeutung hat im Westeu ropa unserer Ze it das Wort 
Auswanderungsfreiheit (6. Querfeld der Synopsis). Es war nicht immer so. 
Wenn jemandem das Leben in einem Land unerträglich wird, bleibt ihm 
nur noch der Weg oder die Flucht ins Ausland. Denken wir an die prote­
stantischen Hugenotten im überwiegend katholischen Frankreich des 
17. Jahrhunderts, die ihrem Glauben abschwören mussten, aber auch nicht 
auswandern durften. Wir sind an das Schicksal der Juden im Dritten Reich 
erinnert, die nicht mehr fliehen konnten. Sie haben vielleicht über jene Ost­
deutschen gelesen, die in der Nacht des vergangenen 9. November in Ber­
lin, als die Mauer sich öffnete, um die zehn Male über die Grenze herüber 
nach Westen und hinüber nach Osten wechselten, um die Freih eit zu 
kosten; oder über jenen jüdischen Bürger der Sowjetunion, der nach jahre­
langem Bemühen die Ausreiseerlaubnis erhielt, dann freiwillig auf die Aus­
reise verzichtete mit dem Hinweis: «In einem Staat, der einen gehen lässt, 
kann man auch blei ben».99 

Einen Sonderfall bildet die gerechte Entschädigung, die der Gerichtshof 
bei unvollkommener innerstaatlicher Wiedergutmachung aus einer festge­
stellten Konventionsverietzung zubilligt (Art. 50 EMRK). Der Beschwer­
deführer hat vor dem Gerichtshof keine Parteistellung. Das Urteil, das nach 
Art. 50 eine Entschädigung zuspricht, ergeht als Leistungsurteil zu Gunsten 
des Beschwerdeführers. 

Ich will hiermit die Darstellung ausgewählter Grundrechte der EMRK 
beenden. Die Grundrechte, wie sie in der EMRK formuliert sind, sind das 
Werk eines Kompromisses. Als vorbildlich gelten die internationalen 
Rechtsschutzeinrichtungen, auf die ich im V. Kapitel zu sprechen komme. 
Im folgenden möchte ich noch summarisch auf einige wesentliche Merk­
male der EMRK aufm erksam machen. 

b) Der persönliche Geltungsbereich. Die Konventionsrechte gelten für alle 
der Herrschaft eines Staates unterstehenden Staatsbürger, Ausländer und 

98 Bericht KOM vom 15.3.1990 Djeroud/Frankreich, §§ 64-68; auch Bericht KOM vom 
12.10.1989 Moustaquim/Belgien, §§ 62-65. 

99 FAZ vom 11.11.1989, 29. 
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Staatenlose gleichermassen (Art. 1 EMRK). Die Rechte können von jeder 
natürlichen Person, nichtstaatlichen Organisat ion oder Personenvereini­
gung geltend gemacht werden, die sich durch eine Verletzung der Konven­
tionsrechte beschwert fühlt (Art. 25 EMRK). 

c) Der räumliche Geltungsbereich. Die Konventionsstaaten sind für alle ihrer 
Hochheitsgewalt unterstehenden Personen in Pflicht genommen. Damit ist 
primär die Ausübung der Staatsgewalt im Staatsgebiet gemeint. Die Staaten 
sind aber auch für ihre Hoheitsgewalt, die sie in anderen Territorien aus­
üben, in Pflicht genommen, z. B. die Türkei für die Akte ihrer Streitkräfte 
auf Zyp ern.100 Als ein Deutscher, der bei einer Ös terreicherin in Bal zers 
zwei illegitime Kinder hatte, von der eidgenössischen Fremdenpolizei mit 
einem Einreiseverbot, das aufgrund eines Staatsvertrages für die Schweiz 
und für Liechtenstein galt, belegt wurde, wurde die Verantwortlichkeit der 
Schweiz angenommen; das schweizerische hoheitliche Handeln habe sich 
auch auf das Gebiet Liechtensteins erstreckt, obwohl Liechtenstein ein sou­
veräner Staat sei und die Konvention (zu jenem Zeitpunkt) nicht ratifiziert 
habe.101 

d) Mindeststandard. Aus Art. 60 EMRK folgt, dass die Konvention einen 
Mindeststandard darstellt Weitergehende Garantien im innerstaatlichen 
Recht oder in Staatsverträgen werden durch die Konvention nicht aufgeho­
ben. Es gil t das günstigere Recht Der Mindeststandard der EMRK darf 
auch nicht durch anderes Völkerrecht eingeschränkt werden.102 In einem 
neulichen Fall, bei dem Hoheitsrechte eines Konventionsstaates an die EG 
übergegangen waren, erklärte die Kommission die EMRK als nicht 
anwendbar, weil die EG-Organe einen «gleichwertigen Schutz» geboten 
hätten.103 

e) Schutzrichtung. Die EMRK richtet sich an den Staat Die Staatsgewalt ist 
in allen ihren Ausformungen, sei es die Gesetzgebung, die Verwaltung, die 
Rechtssprechung, völkerrechtlich an die EMRK gebunden. Meist handelt 
es sich, bei den klassischen Freiheitsrechten, um ein Gebot der Unterlassung 

100 Frowein/Peukert, 14 f.; neu Entscheidung KOM vom 12.12.1989 Drozd und Janousek/ 
Frankreich/Spanien (AppLNr. 12747/87), Zif f. 5. 

101 Entscheidung KOM vom 14.7.1977 X und Y/Schweiz, DR 9, 57 (89-91). 
102 W ildhaber, Luzius, Erfahrungen mit der Europäischen Menschenrechtskonvention, ZSR 

98, 1979 ü, 292 ff. 
103 Fntsrheidiing KOM vom 9.2.1990 M & Co./BRD (Appl. Nr. 13258/87). 
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